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Programm der Partei  

Soziale Gerechtigkeit - Nordrhein Westfalen   

Präambel  

Die Parteien in Nordrhein Westfalen haben zunehmend versagt und den wesentlichen Blick für die 
Probleme im Alltag und der Menschen im Lande verloren. Zusätzlich wird das Miteinander durch eine 
aufgeblähte Bürokratie erschwert, die große Teile unserer Gesellschaft in Nordrhein Westfalen 
behindert und lähmt.  

Wir Bürger aus allen politischen Richtungen und gesellschaftlichen Schichten finden, dass es nun an 
der Zeit ist, etwas zu bewegen.    

Die Partei Soziale Gerechtigkeit - Nordrhein Westfalen (SG-NRW) ist gegen verlogene Politik und 
sieht es als ihre Pflicht an, unser Nordrhein Westfalen zum Wohle aller zukunftssicher und 
Generationen übergreifend zu verändern.  

Die Kommunalpolitik ist das politische Feld, wo der Grundstein jeden demokratischen Handelns der 
Parteien liegt. Hierauf gilt es zielgerecht aufzubauen, um zu gegebener Zeit über die Landespolitik eine 
positive Umstrukturierung unserer Gesellschaft bundesweit zu bewirken.  

Eine Wandlung der Gesellschaft ist in fast allen Bereichen überfällig. Anreize zur Familiengründung, 
bürgerschaftliches Engagement sowie zur Eigenvorsorge sind hierbei genauso wichtig, wie neue 
Steuersysteme, veränderte Energiepolitik und eine gerechtere Verteilung finanzieller Mittel. Das oberste 
Ziel unserer Gesellschaft muss es sein, Armut zu bekämpfen und das Miteinander sozial und gerecht 
zu verändern.    

Die Leitlinie hierbei kann nur sein: Erst der Mensch, dann die Märkte. Im Mittelpunkt unserer 
politischen Handlungen steht also der Mensch; unser Handeln sollte hierbei an den christlichen 
Wertevorstellungen, Nächstenliebe und Toleranz, ausgerichtet sein.  

Die Partei Soziale Gerechtigkeit - Nordrhein Westfalen (SG-NRW) möchte mit allen Bürgern die 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts bewältigen.  

Die Partei Soziale Gerechtigkeit - Nordrhein Westfalen (SG-NRW) wurde gegründet, um unsere 
Zukunft sozial und gerecht auszurichten.  

Die Partei Soziale Gerechtigkeit - Nordrhein Westfalen (SG NRW) ist notwendig, um unser Land 
zukunftssicher zu gestalten.   

Bottrop, den 21.September 2008         
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1. Leitlinien  für Arbeit und soziale Gerechtigkeit  

Unser politisches Handeln orientiert sich an der Leitidee der sozialen Gerechtigkeit. Politische 
Entscheidungen dürfen die Zukunftsfähigkeit der Welt und des Menschen nicht gefährden. Darum ist 
eine Politik nötig, die Alternativen eröffnet. Demokratie ist grundsätzliche Voraussetzung für eine 
gerechte, menschenwürdige und friedliche Gesellschaft.    

Für eine solidarische und demokratische Gesellschaft  unsere Ziele  

   Die Partei SG-NRW setzt sich für eine solidarische Umgestaltung der Gesellschaft ein. Die 
Massenarbeitslosigkeit muss überwunden und ein leistungsfähiger Sozialstaat geschaffen werden. Alle 
Frauen und Männer müssen Erwerbsmöglichkeiten haben, die ihren Fähigkeiten entsprechen und die 
es ihnen ermöglichen, ein selbst bestimmtes Leben zu führen. 
   Zugleich müssen die Arbeitsbedingungen, besonders die Arbeitszeit, so geregelt sein, dass genug 
Zeit bleibt für Kinder und Familie, für Freizeit, Bildung, Erholung und gesellschaftliche Teilhabe. Die 
meisten Menschen leben von Erwerbsarbeit. Ihre Arbeits- und Lebensbedingungen können und 
müssen verbessert werden. Die Wirtschaft hat der Versorgung des Menschen zu dienen. Die 
Unterwerfung des Menschen unter die Interessen der Wirtschaft lehnen wir ab. Arbeitslose dürfen nicht 
für jeden Lohn an jedem Ort in jede beliebige Arbeit gepresst werden. Wir fordern bedarfsgerechte 
öffentliche Einrichtungen, soziale und kulturelle Dienstleistungen, die für alle zugänglich sind. Wir 
fordern Bildung, Qualifikation und soziale Sicherung für alle. 
    Wir wollen eine Wirtschafts- und Lebensweise durchsetzen, bei der unsere natürlichen 
Lebensgrundlagen gesichert werden. Soziale Gerechtigkeit bedeutet auch, den nachwachsenden 
Generationen Chancen zu einer friedlichen Zukunft zu eröffnen! 
   Soziale Gerechtigkeit bedeutet zudem Verteilungsgerechtigkeit zwischen den Völkern. Wir streben 
eine solidarische Zusammenarbeit mit allen Völkern und Nationen an. Der gesamte kulturelle und 
ökonomische Reichtum ist aus der gesellschaftlichen Produktion aller Menschen entstanden. Deshalb 
hat jeder Mensch das Recht auf Teilhabe und Mitbestimmung an allen gesellschaftlichen Prozessen.  

Wir setzen uns ein für eine Demokratisierung der Wirtschaft, den Ausbau der Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten und ihrer Gewerkschaften in den Unternehmen. Eine 
Demokratisierung der Wirtschaft ist Ziel und Bedingung für einen nachhaltigen Politikwechsel. Die 
Macht des Kapitals muss beschränkt werden. Wir beharren auf den Grundsätzen des Sozialstaates, so 
wie er in unserer Verfassung festgeschrieben ist. Damit wenden wir uns nicht gegen Reformen. Im 
Gegenteil: Der Sozialstaat ist eine wesentliche zivilisatorische Errungenschaft. Den Sozialstaat sichern 
heißt, ihn umfassender zu machen und auf neue Entwicklungen abzustimmen. Besonders die 
vielfältigen Formen, in denen heute gearbeitet wird, verlangen eine sachgerechte Anpassung der 
sozialen Absicherung. Diese Veränderungen sind das Ergebnis der technischen Entwicklung und der 
veränderten Wirtschaftsstrukturen, der sozialen Umbrüche, der veränderten Familienstrukturen und der 
neuen Rolle der Frau. Diese Entwicklungen erfordern Veränderungen in der Organisation der Arbeit, 
ohne das Ziel der Vollbeschäftigung aufzugeben. Sie erfordern überdies Reformen der sozialen 
Sicherungssysteme, die einen umfassenden Schutz aller Mitglieder der Gesellschaft vor den sozialen 
Risiken und die Sicherung des Lebensstandards gewährleisten. Wir wollen die soziale Sicherung 
dadurch stärken, dass alle Bevölkerungsgruppen und alle Einkommen in eine solidarische und 
paritätisch finanzierte Bürger- oder Volksversicherung einbezogen werden.  

Wir setzen uns ein für gleiche Rechte und Chancen aller Menschen unabhängig von ihrer sozialen, 
ethnischen oder nationalen Herkunft, von Geschlecht oder sexueller Orientierung. 
   Alle längerfristig hier lebenden Menschen müssen gleiche politische, soziale und kulturelle Rechte 
genießen. 
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   Politische und gesellschaftliche Prozesse müssen unabhängig von der Einflussnahme finanzkräftiger 
Interessengruppen für alle transparent gemacht werden. In allen Lebensbereichen müssen die 
Beteiligten demokratisch mitbestimmen. Wir sind parteilich 

 
auf der Seite derjenigen, die durch eigene 

Arbeit ihren Lebensunterhalt sichern, auf der Seite der Schwachen, der Armen und Ausgegrenzten. 
Ihnen wollen wir wieder eine Stimme in Politik und Parlament verschaffen. Wir wollen bessere Arbeits- 
und Lebensverhältnisse für die große Mehrheit der Bevölkerung. Wir erstreben eine emanzipatorische, 
soziale und demokratische, friedliche und ökologisch verträgliche Zukunft unserer Gesellschaft.   

Eine andere Politik ist nötig  

Viele Menschen in diesem Land fühlen sich in ihrer materiellen Existenz bedroht. Sie spüren, dass die 
Grundlagen unseres Sozialstaates, das heißt der sozialen Sicherung und des öffentlichen Lebens 
durch die politisch Verantwortlichen, zerstört werden. Mehrere Millionen Menschen haben keine Arbeit. 
Viele von ihnen haben unter den derzeitigen politischen Bedingungen keine Aussicht, je wieder einen 
Existenz sichernden Arbeitsplatz zu finden. 
   Die Massenarbeitslosigkeit geht mit Verarmung, Verschuldung und sozialer Ausgrenzung vieler 
Betroffener einher. Gleichzeitig wächst bei vielen abhängig Beschäftigten und Selbständigen die Angst 
vor Verarmung und vor dem Verlust des noch vorhandenen Arbeitsplatzes. Es gibt immer weniger 
Menschen mit einer befriedigenden Arbeit, die ihnen ein sicheres Auskommen ermöglicht. Die 
Gesellschaft wird zunehmend in Arme und Reiche gespalten, und diese Tendenz wird von einem 
Großteil der Bevölkerung auch so empfunden. Die weit verbreitete Angst vor dem Abrutschen an den 
gesellschaftlichen Rand geht einher mit einer Herabwürdigung der Arbeitslosen, Empfängerinnen und 
Empfänger von Sozialhilfe, Rentnerinnen und Rentner und ausländischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger.  

Von den Mächtigen in der Wirtschaft wird die Massenarbeitslosigkeit immer stärker zur Durchsetzung 
ihrer eigenen Interessen genutzt. Die Arbeitszeiten werden ohne Lohnausgleich verlängert, die Löhne 
werden gedrückt, die Sozialeinkommen reduziert und die Mitbestimmung beschränkt. Mit der Drohung 
des Arbeitsplatzverlustes wird unbezahlte Mehrarbeit erzwungen. Tariflich bezahlte Arbeitsplätze 
werden ersetzt durch Scheinselbstständigkeit oder schlecht bezahlte Dienstleistungsjobs. Gleichzeitig 
nehmen die Interessensvertreter der Vermögenden und großen Unternehmen zunehmend Einfluss auf 
die Politik. Sie drängen auf eine Senkung der Lohn- und Sozialkosten, auf eine Verminderung der 
Unternehmens- und Einkommenssteuern. 
   Durch die zunehmende Konzentration, durch die Fusion von Unternehmen zu international tätigen, 
Export orientierten Großkonzernen wächst die Einflussnahme auf die Politik noch mehr. Unternehmen 
drängen die Kommunen in einen ruinösen Standortwettbewerb; große Konzerne spielen ganze Staaten 
gegeneinander aus und versuchen damit die Gesellschaft zu erpressen. Dabei wird eine deutliche 
Verschlechterung der ökonomischen Position großer Teile der Beschäftigten und Arbeitslosen von den 
Interessenvertretern des Großkapitals bewusst in Kauf genommen, um ihre rein auf 
Gewinnmaximierung ausgerichteten Ziele durchzusetzen. 
    Die Politikerinnen und Politiker haben sich durch die Liberalisierung der Finanzmärkte und den 
schrankenlosen Freihandel selbst entmachtet. Die Folgen sind immer wieder auftretende riesige 
Spekulationsblasen, deren Platzen zu Wirtschaftskrisen und Massenarbeitslosigkeit führt. Der weltweite 
unumschränkte Handel mit Waren und Dienstleistungen ermöglicht die Ausbeutung der Arbeitskräfte 
der ärmsten Länder zugunsten der Gewinnmaximierung der internationalen Konzerne und das 
gegeneinander Ausspielen mit den Beschäftigten in den Industriestaaten.  

Die Staaten sind in einen Wettlauf um die niedrigsten Unternehmens- und Kapitalsteuern eingetreten. 
In Deutschland wird die Vermögensteuer nicht mehr erhoben, und die Steuern auf Gewinne und 
Vermögenseinkommen wurden so weit reduziert, dass Deutschland inzwischen zu einem 
Steuerparadies für Vermögende geworden ist. Die dadurch verursachte Verarmung des Staates 
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bedroht die Finanzierung der öffentlichen Aufgaben und Dienstleistungen. Viele Kommunen sind so 
überschuldet, dass sie den Erhalt vieler öffentlicher Einrichtungen nicht mehr bezahlen können: 
Schulgebäude, Straßen oder die Kanalisation verfallen. Das Bildungssystem, die 
Gesundheitsversorgung oder die Institutionen der Altenpflege sind zunehmend unterfinanziert und 
können ihre Aufgaben nur noch unzureichend erfüllen. Öffentliche Betriebe der Energie- und 
Wasserversorgung oder Krankenhäuser werden privatisiert. Diese Entwicklungen verstärken die 
Möglichkeiten der wirtschaftlichen Einflussnahme auf die Politik zusätzlich. Der Handlungsspielraum für 
gesellschaftlich bestimmtes, nicht nur auf Profit ausgerichtetes Wirtschaften verringert sich mehr und 
mehr.  

Die Politik der etablierten Parteien hat dazu geführt, dass offiziell 3,5 Millionen Menschen arbeitslos 
sind. Rechnet man jene hinzu, die in der amtlichen Statistik nicht mehr erscheinen, sind es noch sehr 
viel mehr. Die potentielle Wertschöpfung dieser Menschen könnte zur Steigerung des Wohlstandes, 
aber auch zur Lösung unserer ökologischen Probleme genutzt werden. Alle wissen, dass unsere 
derzeitige Wirtschaftsweise nicht zukunftsfähig ist, dennoch werden nur unzulänglich Maßnahmen 
ergriffen, um den ökologischen Umbau unserer Gesellschaft einzuleiten. Nur auf kurzfristige 
Gewinnmaximierung ausgerichtetes ökonomisches Denken und Handeln übersieht die großen 
Beschäftigungspotenziale einer Ökologisierung der Wirtschaft.  

Die vermeintliche Ohnmacht der staatlichen Organe gegenüber der wirtschaftlichen und sozialen Krise 
hat zu einer Politik- und Parteienverdrossenheit in der Bevölkerung geführt. Neben einem weit 
verbreiteten Misstrauen gegenüber Politikerinnen und Politikern schlägt sich diese in einer Zunahme 
von Nichtwählerinnen und Nichtwählern sowie einer Hinwendung zu rechtsextremen Parteien nieder. 
Auch diese Entwicklung schwächt den demokratischen Rechtsstaat. 
   Obwohl die Grundlagen für einen hohen Lebensstandard und für die Bewahrung unserer natürlichen 
Umwelt bereitstehen und sich in Zukunft noch vergrößern, wächst die Armut, nimmt die soziale 
Sicherheit ab und werden öffentliche Dienste und Leistungsangebote eingeschränkt. 
   Die immer wiederkehrende Behauptung lautet: Die Globalisierung, die höhere Lebenserwartung der 
Menschen und die Staatsverschuldung zwingen zu Einschnitten in das soziale Netz und zu niedrigeren 
Löhnen. Nur so könne die Arbeitslosigkeit bekämpft und wieder mehr wirtschaftliches Wachstum 
erreicht werden. Doch das Gegenteil ist wahr. Diese Politik löst die Probleme nicht, sondern verschärft 
sie.  

Nicht zu hohe Löhne, Steuern oder Sozialkosten oder zuviel Regulierung verhindern mehr Wachstum 
und Beschäftigung, sondern zu geringe Massenkaufkraft und zu wenige öffentliche und private 
Investitionen. Die hohe Arbeitslosigkeit ist nicht verursacht durch mangelnde Arbeitsbereitschaft oder 
Flexibilität der Arbeitslosen, sondern durch den Mangel an Arbeitsplätzen, obwohl der Export floriert 
und die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ausgezeichnet ist. Deutschland 
verzeichnet von allen Ländern der Welt die höchsten Exporte und Exportüberschüsse.  

Das Problem ist die schwache Nachfrage im Inland. Hier sind Löhne nicht nur Kosten, sie bilden 
zugleich den größten Anteil der Nachfrage. Nur wenn mehr gekauft wird, wird auch mehr produziert. 
Die Unternehmen vergrößern ihre Produktionskapazitäten und investieren ihre Gewinne nur dann in 
neue Arbeitsplätze, wenn sie zusätzliche Produkte auch verkaufen können. 
   Soziale Unsicherheit und der zunehmende Zwang zu privater Vorsorge drängen außerdem zu 
vermehrtem Sparen. Sozialabbau und zunehmender Druck auf die Erwerbslosen und auf die Löhne 
verstärken zusätzlich den Nachfragemangel. Darunter leiden vor allem kleine und mittlere 
Unternehmen, Handel und Handwerk, die nicht für den Weltmarkt, sondern hauptsächlich für die 
örtliche und inländische Nachfrage produzieren. Der Staat investiert immer weniger. Dadurch 
verschlechtern sich nicht nur die Lebensbedingungen der Menschen, sondern auch die 
Standortbedingungen und die Auftragslage der Wirtschaft. Die Verschlechterung öffentlicher 
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Dienstleistungen und der Abbau von Personal im öffentlichen Dienst bedeuten eine direkte Vernichtung 
von Arbeitsplätzen.  

Diese neoliberal bestimmte Politik steigert also die Arbeitslosigkeit, statt sie zu bekämpfen. Sie blockiert 
die wirtschaftliche Entwicklung, statt sie zu fördern, und sie steigert die Staatsverschuldung, statt sie zu 
vermindern, weil Konzerne und Reiche immer weniger Steuern zahlen. Sie schwächt schließlich die 
Sozialkassen, statt sie zu sanieren. Die heutigen Finanzprobleme der sozialen Sicherungssysteme 
haben ihre Ursache nicht in immer höheren Ansprüchen oder in Veränderungen im Altersaufbau der 
Bevölkerung.  

Sie sind vielmehr auf der Einnahmenseite zu finden. Die unzureichenden Beitragseinnahmen in der 
Renten-, Kranken und Arbeitslosenversicherung sind das Ergebnis der Massenarbeitsarbeitslosigkeit, 
der fortschreitenden Umverteilung zu Lasten der Einkommen aus sozialversicherter Arbeit und der 
Zunahme unversicherter Beschäftigung. Ein grundlegender Politikwechsel ist notwendig. Die große 
Mehrheit der Bevölkerung ist darauf angewiesen, ihre Interessen durch den demokratischen Rechts- 
und Sozialstaat politisch zur Geltung zu bringen. Nur so können sie Wirtschaft und Gesellschaft 
solidarisch gestalten und ihre Forderungen durchsetzen. Eine aktive Wirtschafts- und Sozialpolitik 
im Interesse der abhängig Beschäftigten und der sozial Schwachen muss ihre Position stärken, dem 
Kapital Schranken setzen und die Massenarbeitslosigkeit entscheidend senken.   

II. Für einen Politikwechsel  Zukunft solidarisch und demokratisch gestalten  

Eine andere Politik ist möglich  

Es gibt Alternativen zur herrschenden, neoliberal bestimmten Politik. Unsere Alternativen sind konkret, 
und sie sind machbar. Durch eine andere Politik kann die Lebenslage der großen Mehrheit der 
Bevölkerung erheblich verbessert werden. Reform kann wieder Verbesserung und Fortschritt bedeuten. 
    Die wirtschaftliche Grundlage für die Verwirklichung unserer Ziele ist vorhanden. Wir leben in einer 
Gesellschaft, die alle Voraussetzungen für ihre Wohlfahrt entwickelt hat. Die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit Deutschlands ist groß. Produktionstechnik und Produktionsorganisation haben ein 
überaus hohes Niveau erreicht. Der technische Fortschritt macht es möglich, dass in immer kürzerer 
Zeit wachsende Produktmengen in immer besserer Qualität hergestellt werden können.  

Dieses Wachstum der Produktivität der Arbeit ist die Grundlage für einen steigenden Lebensstandard 
der Bevölkerung, für ein höheres Einkommen oder für mehr Freizeit, für eine bessere soziale 
Absicherung beider Geschlechter bei Krankheit, Arbeitslosigkeit oder im Alter sowie für eine steigende 
Versorgung mit öffentlichen Dienstleistungen. Unser realer wie möglicher Reichtum wächst ständig. 
Aber dennoch nimmt die Zahl der Armen zu. Unsere Arbeitsanstrengungen, unsere Bemühungen um 
bessere Produktionstechnik und Organisation verwandeln sich unter der Herrschaft des 
Neoliberalismus in Quellen des Leids, statt in Quellen des Wohlstands: Was die Arbeit erleichtern kann, 
vergrößert den Stress, was die Arbeitszeit ergiebiger macht, vermehrt die Arbeitslosigkeit. Dies ist 
absurd.  

Das Produktivitätswachstum schafft ständig neue Verteilungsspielräume. Werden diese Spielräume 
genutzt, dann befreien sie von materieller Not, dann schaffen sie Raum für positive Freiheit, die es uns 
ermöglicht, unser Leben selbstverantwortlich zu gestalten. Sie versorgen die Sozialversicherung und 
den Staat mit steigenden Einnahmen, ohne dass deswegen andere Einkommen sinken müssten. 
Permanent steigende Produktivität kann sicherstellen, dass der Staat seinen Aufgaben im Bereich des 
Sozialen, der Bildung und der Kultur auch in Zukunft verstärkt nachkommen kann. 
   Die wachsende Produktivität ist nicht zuletzt auch die Grundlage für die Lösung der drängenden 
Umweltfragen, für Investitionen in den Umweltschutz ebenso wie für die Herstellung umweltgerechter 
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Produkte. Sie versorgt uns in immer größerem Umfang mit den notwendigen wirtschaftlichen 
Hilfsmitteln, um die Produktion umweltverträglich zu gestalten.  

Offensichtlich aber sind die gesellschaftlichen Verhältnisse so deformiert, dass wir nicht in der Lage 
sind, den gesamten möglichen Reichtum auch real zu produzieren und uns dienlich zu machen. Die 
Behauptung, es könne nur verteilt werden, was zuvor produziert wurde, geht an den Problemen völlig 
vorbei. Es geht in Wirklichkeit darum, wie die Einkommen so verteilt und verwendet werden können, 
dass mehr sinnvolle Güter und Dienstleistungen produziert werden und die Arbeitsuchenden 
Beschäftigung finden. Deutschland lebt nicht über seinen Verhältnissen, sondern produziert 

 

und 
konsumiert 

 

unter seinen Möglichkeiten, weil es an kauffähiger Nachfrage mangelt. Werden 
Sozialleistungen und Löhne erhöht, wachsen Nachfrage, Absatz, Produktion und Beschäftigung.  

Eine Politik für Arbeit und soziale Gerechtigkeit wird die wirtschaftliche Dynamik der Nachkriegszeit 
nicht wiederholen können. Sie soll das auch nicht, besonders um ökologische Schäden zu vermeiden. 
Mehr denn je kommt es darauf an, die Lösung der gegenwärtigen sozialen Misere nicht in 
unbegrenztem Wachstum der materiellen Produktion zu suchen. Vielmehr muss Zeitersparnis aufgrund 
steigender Arbeitsproduktivität genutzt werden für eine Senkung der Arbeitszeit oder für die Ausweitung 
öffentlicher, gesellschaftlich nützlicher Dienstleistungen. 
   Die Stärkung des Sozialstaats und eine Verteilung des Volkseinkommens im Interesse der großen 
Mehrheit der Bevölkerung steigern also Produktion und Beschäftigung. Damit schafft sich der 
Sozialstaat selbst seine wirtschaftliche Grundlage und seine Zukunft. Die Interessen der großen 
Mehrheit der Bevölkerung können nur dann durchgesetzt werden, wenn die wirtschaftliche Entwicklung 
in ihren Grundrichtungen nicht dem Markt überlassen, sondern demokratisch gesteuert wird. Eine 
solidarische Gesellschaft ist möglich, wenn die Interessen von Millionen mehr zählen als die der 
Millionäre, wenn die Menschen bestimmen und nicht das Kapital.  

A. Wirtschafts- und Finanzpolitik für Arbeit und soziale Gerechtigkeit  

1. In die Zukunft investieren  für Arbeit, Bildung und Umwelt  
Mehr sinnvolle Beschäftigung, mehr Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit, der Aufbau 
Ostdeutschlands und der notwendige ökologische Umbau der Industrie- und 
Dienstleistungsgesellschaft können nur gelingen, wenn der Staat seiner gesamtwirtschaftlichen 
Verantwortung wieder gerecht wird. 
   Schulen und Hochschulen, Einrichtungen für Kinder und Jugendliche, Krankenhäuser und 
Pflegeheime müssen saniert oder neu gebaut und personell besser ausgestattet werden. Viele 
öffentliche Anlagen und Einrichtungen sind dringend erneuerungsbedürftig. Energieeinsparung und 
Umweltschutz müssen vorangetrieben werden, bessere Wärmedämmung öffentlicher und privater 
Gebäude ist nötig. Vielerorts muss die Kanalisation dringend saniert werden. Das Schienennetz und 
der Fahrzeugbestand der Bahn müssen ausgebaut werden, viele Straßen sind erneuerungsbedürftig.  

Die Partei SG NRW fordert deshalb ein großes öffentliches Zukunftsinvestitionsprogramm. Die 
öffentlichen Investitionen, die in Deutschland auf einen historischen Tiefstand gefallen sind, müssen 
mindestens verdoppelt werden, damit sie wieder einen Anteil an der gesamten Wirtschaftsleistung wie 
im europäischen Durchschnitt und wie Anfang der 1990er Jahre erreichen. Wir folgen mit dieser 
Forderung Gewerkschaften und Arbeitnehmer orientierten Wirtschaftswissenschaftlern und -
wissenschaftlerinnen, die hier ebenfalls den zentralen Ansatzpunkt einer alternativen Wirtschaftspolitik 
sehen. Ein solches Programm schafft viele hunderttausend neue Arbeitsplätze und gibt einen starken 
Impuls für qualitatives Wachstum, das die Umwelt nicht weiter zerstört, sondern zugleich die sozialen 
und ökologischen Lebensbedingungen nachhaltig verbessert. 
Ungesteuertes privatwirtschaftliches Wachstum führt häufig zu sozialen und ökologischen Schäden. 
Öffentliche Investitionen bieten demgegenüber den Vorteil, dass sie gezielt an demokratisch ermittelten 
gesellschaftlichen Bedürfnissen und Zukunftserfordernissen ausgerichtet werden können. 
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Vor allem regionale, kleine und mittlere Unternehmen erhalten zusätzliche Aufträge. Es werden neue 
Beschäftigungsfelder erschlossen. Durch bessere Bildung und Infrastruktur sowie durch Förderung von 
Innovationen wird die Wirtschaftskraft gestärkt und langfristig gesichert. Allerdings dürfen öffentliche 
Investitionen nicht gegen notwendige Personal- und Sozialausgaben ausgespielt werden. Die 
Entwicklung einer sozial gestalteten und zukunftsfähigen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft 
erfordert nicht nur Sachinvestitionen, sondern ebenso mehr Beschäftigung im öffentlichen Dienst. 
   Zur Finanzierung des Zukunftsinvestitionsprogramms ist nur in wirtschaftlichen Schwächephasen 
kurzfristig eine höhere Kreditaufnahme nötig. Diese planmäßig einzugehen ist sinnvoll, um Krisen zu 
überwinden und einen Aufschwung einzuleiten. In den folgenden Jahren ist dann eine solide und 
gerechte Finanzierung über Steuern und die Sanierung der öffentlichen Haushalte notwendig und 
möglich. Öffentliche Investitionen führen durch zusätzliche Produktion und Beschäftigung zu 
erheblichen Mehreinnahmen an Steuern und Sozialbeiträgen. Sie haben dadurch hohe 
Selbstfinanzierungseffekte und sind so viel effizienter und kostengünstiger als Steuersenkungen. Große 
Unternehmen, Reiche und Bezieherinnen und Bezieher hoher Einkommen müssen wieder einen 
wesentlich höheren Finanzierungsbeitrag leisten.  

2. Ostdeutschland und andere strukturschwache Regionen entwickeln 
Wir halten fest an dem im Grundgesetz formulierten Ziel, gleichwertige Lebensverhältnisse in allen 
Teilen der Bundesrepublik Deutschland zu schaffen. Insbesondere Ostdeutschland leidet bis heute an 
den Strukturbrüchen einer verfehlten Vereinigungspolitik. In allen relevanten wirtschaftlichen und 
sozialen Strukturdaten 

 

beispielsweise Arbeitslosigkeit, Beschäftigung, Produktivität, öffentliche 
Finanzen, Industriestruktur 

 

fallen die neuen Länder weit hinter das westdeutsche Niveau zurück. Der 
Aufbau Ost bleibt eine dringende und noch längst nicht gelöste Aufgabe.  

Das von der Partei SG NRW geforderte öffentliche Investitionsprogramm für Arbeit, Bildung und 
Umwelt wird die Nachfrage beleben und gerade auch in strukturschwachen Regionen die Entwicklung 
fördern. Es ist für den weiteren Aufbau Ost eine notwendige, aber nicht hinreichende Voraussetzung. 
Spezifische Defizite in Ostdeutschland, etwa in der Infrastruktur, müssen durch gezielte 
Förderprogramme abgebaut werden. Darin muss ein besonderer Schwerpunkt des 
Investitionsprogramms liegen. 
   Der Aufbau der Infrastruktur dient sowohl der direkten Verbesserung der Standortbedingungen der 
Industrie als auch einer verbesserten sozialen und kulturellen Versorgung der Bevölkerung. Es geht 
dabei nicht um einzelne Prestigeobjekte, sondern um eine vor allem kommunal sichergestellte 
Versorgung in der Fläche, die ökologischen Kriterien genügen muss.  

Eine weitere Förderung und Unterstützung der industriellen Entwicklung in Ostdeutschland und 
anderen strukturschwachen Regionen ist notwendig. Sie soll an konkreten Schwachpunkten der 
Industrie ansetzen und insbesondere Unternehmenskooperationen, Forschung und Entwicklung, 
Marktzugänge, Arbeitsorganisation, Qualifizierungsprogramme und Produktinnovationen fördern. Dabei 
sind diese Programme so zu gestalten, dass Mitnahmeeffekte möglichst gering gehalten werden. Ziel 
ist die Entwicklung tragfähiger regionaler Wirtschaftsverbünde und -kreisläufe. Gemeinden, Länder, 
Bund und EU sowie die Bundesagentur für Arbeit müssen hierbei zusammenwirken und ihre Aktivitäten 
koordinieren.  

Die Strukturschwäche der Wirtschaft in den Neuen Bundesländern ist wesentlich auf eine falsche Politik 
der verantwortlichen Regierungen und der Treuhand zurückzuführen. Anstatt die Betriebe mit den 
vorhandenen Fachkräften zu modernisieren und wettbewerbsfähig zu machen, wurde der größte Teil 
der Betriebe von den neuen Besitzerinnen und Besitzern geschlossen. Die Folge ist, dass es in den 
Neuen Bundesländern vor allem an Betrieben des verarbeitenden Gewerbes, dem Hauptgerüst jeder 
Wirtschaft, mangelt. Dieser Fehler kann nur mit erheblichem Aufwand korrigiert werden. Er ist aber 
zwingend erforderlich.  
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Eine Ziel gerichtete Förderung der Neuen Länder und strukturschwacher Regionen muss in ein 
Gesamtkonzept qualitativen Wachstums eingebunden sein. Nur so kann eine zukunftsfähige 
Entwicklung erreicht werden. Eine Strategie fortgesetzten Lohndumpings und der Unterbietung von 
Sozial- und Umweltstandards wird dagegen die Entwicklung Ostdeutschlands zu einer Armutsregion 
ohne Zukunft verfestigen.  

3. Öffentliche Beschäftigung ausbauen und aktive Arbeitsmarktpolitik stärken 
Die Arbeitslosigkeit wird nicht allein durch mehr Beschäftigung im privaten Sektor abgebaut werden 
können. Zusätzlich zu öffentlichen Aufträgen an die private Wirtschaft, die dort neben der 
Beschäftigung insbesondere den Übergang zu ökologisch tragfähigen Produktionsmethoden fördern 
sollen, ist auch die direkte Ausweitung öffentlich getragener und geförderter Beschäftigung erforderlich. 
   Neben gesellschaftlich sinnvollen Arbeitsplätzen sichern öffentliche Dienstleistungen allen Menschen 
einen erschwinglichen Zugang zu wichtigen Grundgütern, z. B. im Bereich der Wasserversorgung, der 
öffentlichen Verkehrsbetriebe, des Gesundheits- und Bildungswesens. Auch die Bereitstellung und der 
Unterhalt kultureller und sozialer Einrichtungen für Kinder und Jugendliche sowie für Ältere oder die 
Förderung des Sports sind öffentliche Dienstleistungen. Schließlich umfassen öffentliche 
Dienstleistungen den genuin staatlichen Bereich, etwa die Institutionen der inneren Sicherheit (Justiz 
und Polizei) oder der Interaktion zwischen Staat und Bürgerinnen und Bürgern (Bürgeramt, Finanzamt, 
Grundbuchamt usw.).  

Das Personal der öffentlichen Verwaltung und öffentlich getragener Dienstleistungsunternehmen ist seit 
1991 in Gesamtdeutschland so stark abgebaut worden, dass in diesem Bereich mittlerweile weniger 
Menschen arbeiten als zuvor in der alten Bundesrepublik allein. Dies hat auf der einen Seite unmittelbar 
zum Anstieg der Arbeitslosigkeit beigetragen und auf der anderen Seite den Umfang und die Qualität 
öffentlicher Dienstleistungen spürbar vermindert und verschlechtert.  

Die Partei SG NRW setzt sich dafür ein, dass die regulären Stellen im öffentlichen Bildungs- und 
Gesundheitssystem, im Kulturbereich sowie in Justiz und Polizei wieder bedarfsgerecht aufgestockt 
werden. Wir setzen uns für eine deutlich verbesserte Kinderbetreuung in Krippen, Kindergärten und 
Ganztagsschulen ein, die es mehr Menschen ermöglicht, Beruf und Familie zu vereinen. Die deutsche 
Schulausbildung muss deutlich verbessert, Hochschulen und Einrichtungen der Erwachsenenbildung 
müssen stärker gefördert werden. Das Angebot von aufeinander abgestimmten Ausbildungs- und 
Fortbildungsmodulen sowie betrieblicher Praktika muss ausgeweitet werden, um insbesondere 
jüngeren Arbeitslosen den Weg in den ersten Arbeitsmarkt zu ebnen. Die Zustände in Alten- und 
Pflegeheimen sind oftmals bestürzend und müssen dringend verbessert werden. Wir streben ein 
verbessertes Angebot im Bereich Kunst, Kultur und Museen an und werden uns für die Förderung des 
Breitensports stark machen. Staatliche Behörden müssen effizienter und kundenfreundlicher werden.  

Zur Deckung des für diese öffentlichen Dienstleistungen benötigten Personalbedarfs müssen 
mindestens eine Million tariflich bezahlte Arbeitsplätze neu geschaffen werden. Neben der Ausweitung 
der Beschäftigung in Einrichtungen der öffentlichen Hand strebt die Partei SG NRW auch eine 
verstärkte staatliche Unterstützung von Beschäftigungsmöglichkeiten in unabhängigen, nicht Profit 
orientierten Initiativen an. Vereine, Bürgerinitiativen, Selbsthilfegruppen, soziale und kulturelle 
Vereinigungen verfügen über eine Nähe zu ihrer Klientel, die im klassischen öffentlichen Dienst oft nicht 
zu erreichen ist. Derzeit ist die Förderung freier Träger und soziokultureller Projekte aus kommunalen 
Haushaltsmitteln völlig unzureichend, ja wird immer weiter verringert. Wir möchten diesen Bereich 
sozialer, kultureller und ökologischer Dienstleistungen und Angebote mit Hilfe Projekt orientierter 
Förderung wesentlich ausbauen.  

Der Schwerpunkt der neu zu schaffenden Arbeitsplätze in diesem Bereich sollte denjenigen zugute 
kommen, deren Chancen auf dem Ersten Arbeitsmarkt besonders gering sind. Dies sind nicht nur 
gering qualifizierte, sondern vor allem ältere Arbeitslose. Im Rahmen eines öffentlich geförderten 
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Beschäftigungssektors muss gerade für Ältere die Möglichkeit geschaffen werden, Beschäftigung bis 
zur Verrentung zu finden. Die Weiterentwicklung von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, die eine 
Brückenfunktion in den ersten Arbeitsmarkt erfüllen, ist allerdings nur dann realistisch, wenn tatsächlich 
auf dem ersten Arbeitsmarkt, und zwar vor allem in den von starken Strukturbrüchen betroffenen 
Regionen der Neuen und Alten Bundesländer, neue Arbeitsplätze in erheblicher Zahl entstehen. Die 
von der Partei SG NRW geforderten Strategieelemente bedingen einander. Ohne vermehrte öffentliche 
Investitionen und eine Stärkung der Massenkaufkraft kann aktive Arbeitsmarktpolitik auch in Zukunft 
nur das Elend der Massenarbeitslosigkeit verwalten.  

4. Solidarische und gerechte Steuerpolitik 
Die Finanzkrise des Staates ist nicht durch übermäßig wachsende Ausgaben verursacht, sondern 
durch die unverantwortlichen und ungerechten Steuersenkungen und Steuervergünstigungen für große 
Unternehmen und hohe Einkommen sowie die Abschaffung der Vermögenssteuer. Der Anteil der 
öffentlichen und sozialen Ausgaben an der erarbeiteten Wertschöpfung verharrt trotz wachsender 
Aufgaben, die durch die deutsche Vereinigung und die steigende Arbeitslosigkeit verursacht sind, seit 
30 Jahren auf dem gleichen Niveau. 
   Der Anteil der Steuereinnahmen an der Wirtschaftsleistung ist dagegen deutlich gesunken, 
insbesondere in den letzten Jahren. Läge dieser Anteil noch auf dem Niveau des Jahres 2000, hätte 
der Staat über 60 Milliarden Euro jährlich mehr zur Verfügung. Dabei hat es eine gravierende 
Umverteilung der Steuer- und Abgabenbelastungen gegeben: Der Anteil der Steuern auf Gewinne und 
Vermögenseinkommen an allen Steuereinnahmen hat sich von 1978 bis 2003 von 28 auf 14 Prozent 
halbiert. Der Anteil der Lohnsteuern ist von 29 auf 36 Prozent gestiegen, deutlich zugenommen hat 
ebenfalls der Anteil der Mehrwert- und Verbrauchsteuern. Gleichzeitig ist die Belastung der Löhne und 
Gehälter mit Sozialbeiträgen gestiegen. 
    Die Partei SG NRW fordert eine solidarische Steuerpolitik. Die Begünstigung der großen 
Unternehmen und der Vermögenden muss beendet werden. Der Staat muss wieder ausreichend 
Finanzmittel bekommen, um die sozialen und öffentlichen Aufgaben erfüllen zu können, ohne sich 
immer mehr verschulden zu müssen. Nur Reiche können sich einen armen Staat leisten. Zugleich 
müssen niedrige und mittlere Arbeitnehmereinkommen entlastet werden. Wir orientieren uns dabei an 
dem Konzept der Solidarischen Einfachsteuer, das die Gewerkschaften ver.di und IG Metall 
gemeinsam mit Attac und der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik entwickelt haben.  

Wir wollen eine sozial gerechte Reform der Einkommensteuer, die kleine Einkommen entlastet und 
große stärker belastet. Steuerschlupflöcher für Vermögende und Großverdiener müssen geschlossen 
werden, der Spitzensteuersatz muss wieder auf seine frühere Höhe angehoben werden, mindestens 
jedoch auf 47 Prozent. Kapitalerträge und Spekulationsgewinne dürfen steuerlich nicht besser als 
andere Einkommen behandelt werden. Auch Börsenumsätze sind wieder zu besteuern. Das 
Ehegattensplitting ist abzuschaffen. Es begünstigt insbesondere Ehen, in denen ein Partner allein oder 
ganz überwiegend ein hohes Haushaltseinkommen erzielt. Lediglich eheliche Unterhaltsverpflichtungen 
in Höhe des Grundfreibetrags sind steuerlich weiter zu berücksichtigen. Für ältere Ehepaare ist eine 
Übergangsregelung vorzusehen. In Verbindung mit der allgemeinen Steuerreform treten nur für 
Ehepaare mit sehr hohen und ungleich verteilten Einkommen Mehrbelastungen auf. Die 
Mehreinnahmen sind zur Förderung von Kindertageseinrichtungen zu nutzen.  

Die Steuergesetze müssen so gestaltet werden, dass insbesondere große und international tätige 
Unternehmen möglichst wenig Möglichkeiten zur Steuervermeidung und Steuerhinterziehung haben. 
Betriebsprüfungen sind zu verstärken. Durch die vollständige und realistische Erfassung sowie die 
angemessene Besteuerung aller erzielten Gewinne und Vermögenszuwächse muss das Aufkommen 
der Unternehmenssteuern wieder mindestens auf das Niveau des Jahres 2000 gebracht werden. Es 
wäre dann um etwa 20 Milliarden Euro größer als das im Jahre 2003. Dabei müssen vor allem den 
Kommunen erheblich höhere und stabilere Einnahmen gesichert werden. Auf europäischer Ebene 
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fordern wir eine Angleichung der Regelungen zur Gewinnermittlung und Mindeststeuersätze, die nicht 
unterschritten werden dürfen.  

Die Vermögensteuer muss wieder eingeführt und die Erbschaftsteuer reformiert werden. Dabei sind alle 
Vermögen realistisch zu bewerten. Durch Freibeträge ist dafür zu sorgen, dass normales selbst 
genutztes Wohneigentum oder Mittel zur Altersvorsorge nicht betroffen sind. Steuerhinterziehung und 
Wirtschaftskriminalität sowie Steueroasen müssen verstärkt bekämpft werden. Insgesamt können durch 
unsere Reformvorschläge in der Summe Mehreinnahmen von über 80 Milliarden Euro jährlich erzielt 
werden.  

B. Arbeit und Einkommen umverteilen  mehr Beschäftigung und Gerechtigkeit  

1. Umverteilung von unten nach oben stoppen, Massenkaufkraft stärken 
Seit mehr als 20 Jahren steigen Löhne und Gehälter erheblich langsamer als die Produktivität. Die 
Beschäftigten erhalten einen immer geringeren Anteil des wachsenden Reichtums, den sie Jahr für 
Jahr erarbeiten. Die Lohnsumme stieg real, also nach Abzug der Preissteigerung, von 1980 bis 2003 
brutto um knapp die Hälfte und netto um weniger als ein Drittel. Gewinne und Vermögenseinkommen 
haben sich dagegen real, brutto wie netto um etwa 120 Prozent erhöht, also mehr als verdoppelt. Die 
Gewinne wurden zu einem erheblichen Teil nicht im Inland für den Konsum oder für Investitionen 
ausgegeben. Diese Umverteilung hat die Binnennachfrage also allgemein geschwächt. Besonders 
betroffen hiervon sind kleine und mittlere Unternehmen, die für den regionalen und inländischen Markt 
produzieren.  

Wir unterstützen die gewerkschaftlichen Bestrebungen, die Einkommen mindestens in dem Maße zu 
steigern, wie die gesamtwirtschaftliche Produktivität und das Preisniveau steigen. Nur wenn auf diese 
Weise der Verteilungsspielraum ausgeschöpft wird, sind eine ausreichende Steigerung der Nachfrage, 
die Auslastung der Produktionsanlagen und wachsende Beschäftigung möglich. Es ist deshalb gerade 
in heutiger Zeit von entscheidender Bedeutung, die Durchsetzungsfähigkeit der Gewerkschaften und 
die Bindungswirkung der Tarifverträge zu stärken. Nur so können sich die Beschäftigten vor 
Erpressungsmanövern der Arbeitgeber zur Durchsetzung von Lohnsenkung oder 
Arbeitszeitverlängerung schützen. 
   Die Partei SG NRW will die Tarifautonomie und die Streikfähigkeit der Gewerkschaften stärken. Die 
im Jahr 1985 durchgesetzte Streichung des Anspruchs auf Arbeitslosenunterstützung bei Streiks kalt 
ausgesperrter Beschäftigter (§ 146 Sozialgesetzbuch III bzw. § 116 des ehemaligen 
Arbeitsförderungsgesetzes) muss zurückgenommen werden. Die Erklärung der 
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen muss erleichtert werden, auch ohne Zustimmung der 
Arbeitgeberseite.  

2. Arbeitszeiten begrenzen, verkürzen und sozial gestalten 
Die Partei SG NRW tritt für weitere Arbeitszeitverkürzungen ein. Die Arbeit aller erzeugt einen 
kontinuierlichen Produktivitätsfortschritt. Sinnvoll und gerecht verteilt, muss dieser 
Produktivitätsfortschritt vornehmlich denen zugute kommen, die ihn erarbeiten, und zwar sowohl durch 
wachsende Einkommen wie durch kürzere Arbeitszeiten. Auch freie Zeit ist Wohlstand  Zeitwohlstand. 
   In einem umfassenden Sinne wurde der Produktivitätsfortschritt schon immer zur Finanzierung von 
Nicht-Arbeit genutzt: Nicht nur in Gestalt von längerem Urlaub und kürzeren Arbeitstagen, sondern in 
gleicher Weise durch öffentliche Finanzierung längerer Schul- und Ausbildungszeiten wie durch 
Ermöglichung eines menschenwürdigen Lebensabends. 
   Das waren keine Geschenke, sondern Ergebnisse zumeist heftig umkämpfter sozialer Reformen und 
harter Verteilungskonflikte. Heute glauben Unternehmer und ihre politischen Interessenverwalter, die 
gegenwärtige Machtverteilung in den Betrieben und in der Wirtschaft nutzen zu können, um die 
Arbeitszeiten wieder zu verlängern. Die Partei SG NRW wendet sich gegen jede 
Arbeitszeitverlängerung. In Zeiten, in denen Millionen Menschen vergeblich Arbeit suchen, ist es sozial 
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und volkswirtschaftlich unverantwortlich, die Beschäftigten länger arbeiten zu lassen und in der Folge 
noch mehr Menschen aus dem Erwerbsleben auszugrenzen. Arbeitszeitverlängerung ohne 
Lohnausgleich bedeutet nichts anderes als Lohnsenkung und eine Steigerung des Gewinns. Damit wird 
die Nachfrage weiter geschwächt. Die Arbeitslosigkeit steigt dann aus einem doppelten Grund: Es wird 
weniger produziert und die zur Produktion nötige Arbeitszeit verteilt sich auf weniger Personen.  

Die Partei SG NRW tritt dem gegenüber für weitere Arbeitszeitverkürzungen ein, damit alle Menschen 
mehr freie und selbst bestimmte Zeit haben und Arbeitslose wieder Beschäftigung finden. Die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit drängt zu Arbeitszeitverkürzungen in großem Stil, auch wenn dies 
vorübergehend zu Lasten möglicher Lohnerhöhungen geht. Um beschäftigungswirksame 
Arbeitszeitverkürzung zu fördern, kann es in besonderen Fällen Aufgabe des Staates sein, zeitlich 
begrenzt einen Teil des Einkommensausgleichs zu finanzieren. Im Vordergrund steht als effektivste 
Form die allgemeine Arbeitszeitverkürzung. Die 35- 
Stunden-Woche muss tarifvertraglich so bald wie möglich als Regelarbeitszeit in allen 
Wirtschaftsbereichen und Regionen durchgesetzt werden, insbesondere auch in Ostdeutschland. 
   Wir unterstützen gewerkschaftliche Bestrebungen in diese Richtung. Längerfristig muss die 
Arbeitszeit im Maße des Wachstums der Produktivität weiter verkürzt werden. Dabei sind Regelungen 
zur Begrenzung der Arbeitsbelastung der Beschäftigten und über einen Beschäftigungsausgleich 
anzustreben. Die Perspektive ist die 30- Stunden-Woche. Die Durchsetzung hinreichend hoher Löhne 
in allen Bereichen und Qualifikationsniveaus ist dafür eine wichtige Bedingung. 
   Tariflich erkämpfte Arbeitszeitverkürzungen können und müssen gesetzlich abgesichert werden. Das 
Arbeitszeitgesetz muss geändert werden mit dem Ziel, die 40-Stunden-Woche als maximale 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit zu verankern. Der derzeitige Trend zu Arbeitszeitverlängerungen 
kann damit gebrochen und Überstunden können begrenzt werden. Notwendig ist auch eine wirksame 
Kontrolle der Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes. 
   Zudem sind gesetzliche Regelungen zur Absicherung von Arbeitszeitkonten notwendig, insbesondere 
für den Insolvenzfall.  

Bei der Verteilung von Arbeit und Freizeit setzen wir uns für differenzierte Lösungen ein. 
Arbeitsbedingungen und Lebensweisen unterscheiden sich ganz erheblich und mit ihnen die 
Bedürfnisse hinsichtlich Arbeit und Freizeit. Für Beschäftigte in besonders belastenden Berufen (z.B. 
Schicht- und Nachtarbeiter) ist die Möglichkeit vorzeitigen Ruhestandes ohne Rentenschmälerung zu 
eröffnen, spätestens ab dem 60. Lebensjahr. Andere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden 
zusätzliche freie Tage oder Blockfreizeiten (Sabbaticals etc.) bevorzugen, sei es zum Ausgleich für 
besonders belastende Arbeiten, sei es nach Abschluss von Projekten und längerfristigen 
Arbeitseinsätzen. Sozial wünschenswerte Formen einer Arbeitszeitverkürzung wären etwa regelmäßige 
Arbeitsfreistellungen zum Zwecke der Weiterbildung, Elternfreizeiten oder Beurlaubungen zur Pflege 
erkrankter oder pflegebedürftiger Angehöriger. Soweit Freistellungen oder Arbeitszeitreduzierungen aus 
diesen oder ähnlichen gesellschaftlich anerkannten Gründen in Anspruch genommen werden, müssen 
solche Zeiten rentenrechtlich als reguläre Arbeitszeiten anerkannt werden. Die Übernahme 
gesellschaftlicher Verantwortung darf nicht durch Rentenminderung bestraft werden. Die Finanzierung 
von Berufsfreizeiten aus familiären Gründen ist so zu gestalten und teilweise davon abhängig zu 
machen, dass auch Männer sich daran beteiligen. 
   Insgesamt müssen in der Gestaltung von Arbeit und Freizeit die Bedürfnisse der Menschen wieder 
Vorrang bekommen. Dazu gehören auch die Wahrung gesellschaftlicher Zeitrhythmen und die 
Erhaltung von Ruhezonen gemeinsamer Freizeit wie etwa am Wochenende und an Feiertagen. Wir 
wollen dies auch durch ein weiterhin bundeseinheitlich geltendes Ladenschlussgesetz absichern.   

3. Gegen Niedriglöhne und ungeschützte Beschäftigung 
Die Partei SG NRW wendet sich gegen untertarifliche Bezahlung und gegen die Ausweitung von 
Niedriglohnbeschäftigung. Vollzeitbeschäftigung muss in allen Wirtschaftsbereichen unter Einhaltung 
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der Normalarbeitszeiten in jedem Fall ein Existenz sicherndes Einkommen erbringen. Die Qualifikation 
der Beschäftigten und die mit ihrer Arbeit verbundenen Belastungen sind zu berücksichtigen. 
   Wir fordern einen gesetzlichen Mindestlohn in der Größenordnung von brutto 1500 Euro monatlich 
oder 9 Euro je Stunde. Vollzeitarbeit muss ein Einkommen deutlich oberhalb des Existenzminimums 
sichern. Der Mindestlohn muss regelmäßig entsprechend der Entwicklung der Preise und der 
Einkommen erhöht werden. An der Festsetzung und der Kontrolle der Einhaltung des Mindestlohns 
sind die Gewerkschaften zu beteiligen. Der gesetzliche Mindestlohn bildet nur die absolute 
Untergrenze. In Wirtschaftsbereichen, in denen die niedrigsten tariflichen Lohngruppen oberhalb dieses 
Mindestlohns liegen, sind diese Tarifverträge auf Antrag einer Tarifvertragspartei für 
allgemeinverbindlich zu erklären.  

Ein Entsendegesetz muss für alle Branchen vorschreiben, dass bei Einsatz auswärtiger Arbeitskräfte 
die am Arbeitsort üblichen Tarifverträge und arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen angewendet 
werden. Ein Tariftreuegesetz muss festsetzen, dass öffentliche Ausschreibungen nur an Unternehmen 
vergeben werden, die die Tarifverträge einhalten. Erwerbsarbeit ist zunehmend durch einen Wechsel 
zwischen verschiedenen Beschäftigungsverhältnissen und -formen geprägt. Neben unbefristeter 
Vollzeitbeschäftigung sind auch Teilzeitarbeit, befristete Beschäftigung, Phasen der Weiterbildung und 
begrenzte Auszeiten arbeits- und sozialrechtlich abzusichern. Hierbei sind die normalen 
Arbeitsbedingungen und Entgelte durchzusetzen. Alle Erwerbsarbeitsverhältnisse, auch in Formen von 
Selbstständigkeit, sind vollständig in die sozialen Sicherungssysteme einzubeziehen.  

Wir wollen alle geplanten oder schon durchgeführten Maßnahmen, die den gesetzlichen 
Kündigungsschutz einschränken, vollständig zurücknehmen. Vor allem muss die unbeschränkte 
Zulässigkeit befristeter Arbeitsverträge ab dem 52. Lebensjahr wieder abgeschafft werden. Die 
Lockerung des Bestandsschutzes von Arbeitsverhältnissen hat nachweisbar nicht zu mehr 
Neueinstellungen, sondern zu mehr Entlassungen geführt.  

C. Soziale Sicherung solidarisch gestalten  

1. Erwerbslose und Erwerbsunfähige sozial absichern 
Erwerbslose müssen Einkommensersatzleistungen in einer Höhe bekommen, die es ihnen 
ermöglichen, ihr bisheriges Lebensniveau weitgehend zu erhalten. Zugleich müssen sie aktiv bei der 
Qualifizierung für einen neuen Arbeitsplatz unterstützt werden. Nach einigen Monaten muss nötigenfalls 
der Staat eine geeignete Beschäftigung oder Weiterbildung anbieten. Wir lehnen es ab, durch die 
Androhung von Leistungsentzug die Annahme jeder beliebigen, weit unterqualifizierten oder 
untertariflich entlohnten Arbeit zu erzwingen. 
   Die Partei SG NRW fordert daher die Rücknahme der verschärften Zumutbarkeitsregeln bei 
Arbeitslosigkeit und die Rücknahme der Kürzungen bei der Arbeitslosenunterstützung, die im Zuge der 
so genannten Hartz - Gesetze durchgesetzt worden sind. Wir lehnen die Abschaffung der bisherigen 
Arbeitslosenhilfe durch das Arbeitslosengeld II (Hartz IV)ab. Dadurch werden Millionen Menschen, 
Langzeiterwerbslose und ihre Familienangehörigen, auf oder unter das Niveau der Sozialhilfe, also in 
die Armut gestoßen. 
   Viele werden jeglichen Leistungsanspruch verlieren. Wir fordern stattdessen die Verlängerung der 
Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes gestaffelt nach Beitragsjahren und die Beibehaltung einer 
anschließenden Arbeitslosenhilfe, die am früheren Einkommen ansetzt und die durch erheblich 
großzügigere Regelungen zur Anrechnung von Partnereinkommen und Vermögen gekennzeichnet ist 
als derzeit.  

Es ist Arbeitszwang, wenn Erwerbslose eine angebotene Beschäftigung nicht ablehnen dürfen, ohne 
ihre Unterstützung zu verlieren. Wir lehnen dies und die Schaffung von Arbeitsgelegenheiten mit einer 
so genannten Mehraufwandsentschädigung von 1 bis 2 Euro ab. Wir fordern stattdessen die 
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Ausweitung aktiver Arbeitsmarktpolitik und öffentlich finanzierter Beschäftigung auf tarifvertraglicher 
Basis. Feste Arbeitsplätze dürfen nicht durch Ein oder Zwei Euro-Jobs ersetzt werden.  

Alle haben einen Anspruch auf eine Grundsicherung, die ein menschenwürdiges Leben in dieser 
Gesellschaft ermöglicht. Zur Vermeidung von Armut fordern wir für alle Mitglieder der Gesellschaft im 
Bedarfsfall (bei Erwerbslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder im Alter, wenn keine hinreichenden anderen 
Einkommen vorliegen) eine gesetzliche Mindestsicherung. Die bisherige Regelung von Einmalbeihilfen 
in besonderen Fällen soll fortgeführt werden.  

Die Arbeitslosenversicherung muss als gesetzliche Pflichtversicherung organisiert werden, zu deren 
solidarischer Finanzierung auch Selbstständige und Beamte beitragen. Die Finanzierung der 
Arbeitslosenunterstützung soll grundsätzlich aus Beiträgen erfolgen, deren Höhe auch maßgeblich für 
die Höhe der Unterstützungsansprüche ist. Zusätzliche Ausgaben der Arbeitsmarktpolitik sowie die 
Mindestsicherung sind aus Bundesmitteln und damit durch alle Steuerpflichtigen zu finanzieren.  

2. Die Lage von Menschen mit Behinderungen und chronisch kranken Menschen verbessern 
Die Partei SG NRW setzt sich für deutliche Verbesserungen in der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Stellung der chronisch kranke Menschen und Menschen mit Behinderungen ein. Zur 
Integration dieser Bevölkerungsgruppen müssen die menschlichen wie auch baulichen Barrieren zügig 
abgebaut werden. Chronisch kranke Menschen und Menschen mit Behinderungen sind vollwertige 
Mitglieder der Gesellschaft, trotz veränderter Leistungsfähigkeit durch Krankheit oder Handicap. Wir 
sehen es als unsere Aufgabe an, die nötige Unterstützung von Staat und Gesellschaft zu organisieren 
und für die Anerkennung der Schwächeren unserer Gesellschaft zu kämpfen.  

In Deutschland gibt es derzeit über sieben Millionen Menschen mit Behinderungen mit einem Grad der 
Behinderung von 50 Prozent oder mehr. Von einer chronischen Erkrankung sind etwa 20 Millionen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger betroffen. Beide Gruppen benötigen ein funktionierendes, menschliches 
Sozialsystem und eine verbesserte Unterstützung für die Aufnahme von Beschäftigungsverhältnissen. 
Wir werden uns für ein solches System einsetzen. 
   Die Quote zur Einstellung von Menschen mit Behinderungen in den Betrieben ist zu erhöhen. Die 
Möglichkeiten der Unternehmen, dieser Verpflichtung durch geringe Zahlungen (Ausgleichsabgabe) zu 
entgehen, sind einzuschränken. Die Einhaltung des bestehenden Schwerbehindertenrechts durch 
Unternehmen und staatlichen Stellen muss beaufsichtigt und bei Nichteinhaltung konsequent verfolgt 
werden.  

3. Sichere und auskömmliche Renten 
Die aktuellen Finanzprobleme der gesetzlichen Rentenversicherung sind nicht durch einen wachsenden 
Altenanteil bedingt, sondern durch die hohe Arbeitslosigkeit und das geringe Wachstum der 
Bruttolöhne. Zukünftige Verschiebungen im Altersaufbau können und müssen solidarisch von allen 
Generationen getragen werden. Dabei kann ein maximaler Beitragsatz von 22 Prozent kein Dogma 
sein. Durch die Rentenkürzungen der letzten Zeit und die Einführung eines so genannten 
Nachhaltigkeitsfaktors, durch den die Renten in Zukunft systematisch hinter der Entwicklung der 
Nettoeinkommen der Beschäftigten zurückbleiben sollen, werden die Finanzierungsprobleme der 
Rentenversicherung einseitig auf die Rentnerinnen und Rentner abgewälzt. Die Partei SG NRW lehnt 
dies ab.  

Die gesetzliche Rente auf der Grundlage des Umlageverfahrens ist auch für die Zukunft die einzig 
zuverlässige Alterssicherung. Nur so können Altersarmut verhindert und der erarbeitete 
Lebensstandard gesichert werden. Für diejenigen, die aufgrund längerer Erwerbslosigkeit oder 
Familienphasen, prekärer Beschäftigung oder geringer Löhne keine ausreichend hohen 
Rentenansprüche erworben haben, fordern wir eine aus Steuermitteln finanzierte Mindestrente, die 
deutlich über der Sozialhilfe liegt. Wir wollen, dass die Menschen auch künftig spätestens mit 65 Jahren 



Programm der Partei SG - NRW  

- 15 - 

in Rente gehen können. Eine Anhebung der Rentenaltersgrenze ist angesichts der hohen 
Arbeitslosigkeit gerade unter den Älteren und der gesundheitlichen Belastungen im Arbeitsleben 
absurd. Die Partei SG NRW tritt für die Einbeziehung aller Erwerbstätigen in die allgemeine gesetzliche 
Rentenversicherung ein, also auch aller Selbstständigen, Freiberuflerinnen und Freiberuflern, 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier sowie Beamtinnen und Beamten. Hierbei werden längere 
Übergangszeiten erforderlich sein.  

Die Arbeitgeber sollen im Sinne einer paritätischen Finanzierung die Hälfte der Rentenbeiträge 
übernehmen. Auch an zusätzlicher betrieblicher Altersversorgung müssen sich die Arbeitgeber 
finanziell beteiligen. Zusätzlich kann eine an der betrieblichen Wertschöpfung orientierte Abgabe 
sinnvoll sein, um die Lohn bezogene Beiträge in Grenzen zu halten. Kapital gedeckte private 
Altersvorsorge soll nur eine ergänzende Rolle zur Verbesserung des Lebensstandards im Alter spielen.  

4. Solidarische Kranken- und Pflegeversicherung 
Durch die Ausgrenzung von Leistungen und immer höhere Zuzahlungen der Patientinnen und 
Patienten wird die solidarische gesetzliche Krankenversicherung immer mehr demontiert. Entlastet 
werden vor allem die Arbeitgeber, und entlastet wird überdies, wer viel verdient und wer beruflich wenig 
gesundheitlichen Risiken ausgesetzt ist. Kranke und Menschen mit niedrigem Einkommen werden stark 
belastet. Viele Menschen können aus finanziellen Gründen notwendige medizinische Leistungen nicht 
mehr in Anspruch nehmen. Auf der anderen Seite sind viele Beschäftigte im Gesundheitswesen 
überlastet. Zudem sind Über-, Unter- und Fehlversorgung bei verschiedenen Krankheiten weit 
verbreitet. Verschiedene Leistungserbringer arbeiten mit Blick auf ihre Einkommen aneinander vorbei 
statt zusammen. Pharma- und Medizintechnikkonzerne erzielen hohe Profite.  

Auf der Finanzierungsseite unseres Gesundheitssystems wollen die Neoliberalen sogar einen 
vollständigen Systemwechsel: Angestrebt wird der Wechsel zu einer Kopfpauschale, bei der alle 
Menschen gleich viel Beitrag zahlen, auch wenn sie ganz unterschiedliche Einkommen haben. Dadurch 
soll die solidarische Krankenversicherung endgültig zerstört werden. 
   Die Partei SG NRW fordert dagegen die Stärkung der sozialen gesetzlichen Krankenversicherung 
durch Einbeziehung aller Bevölkerungsgruppen und aller Einkommen in eine Bürgerversicherung. Wir 
brauchen eine gute Gesundheitsversorgung zu bezahlbaren Beiträgen, solidarisch finanziert - von allen 
und für alle. Wer mehr verdient, kann auch höhere Beiträge zahlen. Die Versicherungspflichtgrenze 
muss abgeschafft, die Beitragsbemessungsgrenze deutlich angehoben werden. Die Einbeziehung von 
Gewinn- und Vermögenseinkommen ist so zu gestalten, dass insbesondere Personen mit hohen 
Einkommen und Vermögen zusätzlich herangezogen werden. Die Arbeitgeber müssen paritätisch die 
Hälfte der Lohn bezogenen Beiträge zahlen und dürfen nicht einseitig entlastet werden. Eine 
Möglichkeit, die Löhne von Beiträgen teilweise zu entlasten, wäre eine zusätzliche Gesundheitsabgabe 
auf Basis der Wertschöpfung. Leistungsausgrenzungen und Zuzahlungen sind zurückzunehmen.  

Die gesetzliche Krankenversicherung hat vor allem ein Einnahmeproblem. Aber auch auf der 
Leistungsseite sind Reformen dringend erforderlich. Wir brauchen eine bessere Qualität und mehr 
Zusammenarbeit der Krankenhäuser und der niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte 

 

etwa in 
Polikliniken 

 

sowie der Kassen. Privilegien, Verschwendung und überhöhte Profite im 
Gesundheitswesen sind zu bekämpfen. Unwirksame oder überteuerte Medikamente dürfen nicht 
finanziert werden, deshalb brauchen wir eine so genannte Positivliste. Der vorbeugende Arbeits- und 
Gesundheitsschutz muss gestärkt werden. Die Pflegeversicherung muss ebenso wie die 
Krankenversicherung zu einer Bürgerversicherung umgestaltet werden, in die alle entsprechend ihrer 
Einkommen einzahlen. Die Leistungen sind bedarfsgerecht weiter zu entwickeln und zu verbessern.     
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D. Mehr Demokratie in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik  

1. Grundrechte sichern, Gleichberechtigung durchsetzen, mehr Demokratie wagen 
Alle Macht muss sich demokratischer Kontrolle beugen. Wir brauchen mehr politische Aufklärung und 
einen neuen Anlauf für die Demokratisierung und Humanisierung der Gesellschaft. Demokratie 
bedeutet, dass sich alle Mitmenschen in einer Gesellschaft gleichberechtigt an deren Gestaltung 
beteiligen können. 
   Die Partei SG NRW engagiert sich daher für eine Demokratisierung der Wirtschaft, für die 
umfassende Teilhabe und Mitwirkung der Bevölkerung in allen Bereichen der Gesellschaft, die 
Verteidigung der demokratischen Freiheits- und Schutzrechte und gegen einen Überwachungsstaat im 
Dienste der Unternehmen und Vermögenden. Rechtsstaat und Polizei sollen für Sicherheit vor 
Kriminalität sorgen. Dabei sind sie ohne Einschränkungen den Grundrechten verpflichtet. Die laufende 
Verschärfung der staatlichen Überwachung und den Abbau von Grundrechten unter dem Vorwand der 
Terrorbekämpfung lehnen wir entschieden ab.  

Wir wollen gleiche Rechte und Chancen für alle Menschen unabhängig von ihrer sozialen, ethnischen 
oder nationalen Herkunft, von Geschlecht oder sexueller Orientierung. Wir brauchen ein 
Gleichstellungsgesetz auch für die Privatwirtschaft im Sinne der Antidiskriminierungsrichtlinie der 
Europäischen Union. Diskriminierende Bestimmungen des Ausländerrechts müssen abgeschafft 
werden. 
   Wir wollen mehr Demokratie wagen. Die Möglichkeiten für direkte demokratische Einflussnahme, für 
Volksbegehren und Volksentscheide auf allen Ebenen sind zu schaffen bzw. auszuweiten. Die 
Menschen brauchen mehr Möglichkeiten, auf die politische Entwicklung ihrer Umgebung Einfluss zu 
nehmen. Dazu gehört auch das Recht auf politischen Streik und Generalstreik, wie in den meisten 
Ländern Europas üblich. Die politische Elite hat sich weit von der Bevölkerung entfernt. Um 
Interessenkonflikte zu verhindern und Glaubwürdigkeit zu schaffen, fordern wir, dass Trägerinnen und 
Träger politischer Ämter oder Mandate, die in Zeitaufwand und Bezahlung einem 
Vollerwerbsarbeitsplatz gleichkommen, keine honorierten Nebentätigkeiten in der Wirtschaft oder 
wirtschaftsnahen Bereichen ausüben dürfen. Ehrenamtliche Tätigkeiten müssen offen gelegt werden. 
Hier ist ein deutliches Zeichen gegen Lobbyismus und Beratertum zu setzen. Wir lehnen die 
Verlagerung politischer Willensbildung weg vom Parlament hin zu Kommissionen entschieden ab.  

Wir setzen uns ein für den Ausbau der Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten und 
ihrer Gewerkschaften in den Unternehmen. Auch bei der Gestaltung der Wirtschaftspolitik müssen die 
Gewerkschaften ebenso wie die Sozial-, Umwelt- und Verbraucherverbände auf allen Ebenen mitwirken 
und mitbestimmen. In allen Lebensbereichen, so Schulen und Hochschulen, Pflege- oder 
Freizeiteinrichtungen, müssen die Beteiligten demokratisch mitbestimmen können.  

2. Demokratisierung der Wirtschaft 
In der kapitalistischen Wirtschaftsordnung liegt die Macht bei den Eigentümern und den von diesen 
beauftragten Managern und Vermögensverwaltern. Die kapitalistische Wirtschaftsordnung tendiert zur 
Konzentration des Vermögens in den Händen einer Minderheit.  

Die unzureichende Besteuerung der Vermögenseinkommen verschärft diese sozial zerstörerische 
Tendenz im entfesselten Kapitalismus. Die Privatvermögen sind äußerst ungleichmäßig verteilt. 
Während die unteren 50 Prozent der Haushalte nur über etwas weniger als 4 Prozent des gesamten 
Nettovermögens (ohne Betriebsvermögen) verfügen, entfallen auf die oberen 10 Prozent der Haushalte 
knapp 47 Prozent. Berücksichtigt man das Unternehmensvermögen, wird die Schieflage noch 
deutlicher. Die durchgreifende Demokratisierung der Wirtschaft ist Ziel und Bedingung für einen 
nachhaltigen Politikwechsel im Sinne einer systematischen Bekämpfung von Massenarbeitslosigkeit 
und Umweltgefährdungen.  
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Wir wollen, dass in allen großen Unternehmen die Beschäftigten und ihre Gewerkschaften bei 
wirtschaftlichen und sozialen Entscheidungen paritätisch mitbestimmen können. Wo die Durchsetzung 
demokratisch festgestellter öffentlicher Interessen es erfordert, sind Struktur bestimmende 
Unternehmen so zu vergesellschaften, dass private Eigentümerinteressen diesen öffentlichen 
Interessen nicht mehr im Wege stehen können. Die Stärkung des Genossenschafts- und 
Vereinswesens kann ein Mittel sein, die Unternehmensvielfalt in der Gesellschaft auszuweiten. 
   Auch in transnationalen Konzernen und auf europäischer Ebene ist die Mitbestimmung der 
Beschäftigten zu gewährleisten und auszuweiten. Die europäischen Betriebsräte sind zu stärken.  

3. Geschlechterdemokratie: Gleichstellung von Frauen und Männern 
Die Gleichstellung von Männern und Frauen gehört zu den Grundfesten einer demokratischen 
Gesellschaft. Sie erfordert nicht nur den rechtlichen Schutz vor Diskriminierung, sondern auch die 
aktive Förderung der Geschlechter, wo immer überkommene Rollenbilder eine gleichwertige Teilhabe 
an Beruf und Gesellschaft verhindern. 
   Die Errungenschaften der Frauenbewegung in West und in Ost haben die soziale und politische 
Situation der Frau entschieden verbessert. Dazu gehören gestiegene Erwerbsbeteiligung, erweiterter 
Zugang zu Bildung und Ausbildung oder größere finanzielle Unabhängigkeit. Diese ökonomische und 
soziale Basis vermittelt vor allem jungen Frauen ein starkes Selbstbewusstsein.  

All dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Diskriminierung von Frauen noch immer in 
den Strukturen unserer Gesellschaft tief verankert ist: So ist der Wandel der modernen Familie bisher 
kaum mit einer realen Gleichstellung der Geschlechter einhergegangen. Mütter und vor allem allein 
erziehende Frauen sind oft vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Vor dem Hintergrund von 
Massenarbeitslosigkeit und betrieblicher Rationalisierung wird die alltägliche flexible Selbstausbeutung 
zwischen Privatleben und Beruf besonders für Frauen zur individuellen Überlebensstrategie. Frauen 
haben einen Anspruch auf aktive gesellschaftliche Teilhabe durch Erwerbsarbeit. Gering bezahlte 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse ohne Sozialversicherungspflicht erfüllen diesen Anspruch nicht. Wir 
treten deswegen für vollwertige Erwerbsarbeitsplätze und ein angemessenes Einkommen für alle 
Frauen und Männer ein sowie für gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit. Deswegen müssen in vielen 
Bereichen, in denen überwiegend Frauen beschäftigt sind, deutlich höhere Einkommen durchgesetzt 
werden. Ein wirksames Gesetz muss die Diskriminierung auch in der Privatwirtschaft unterbinden.  

Die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am gesamten Spektrum des öffentlichen Lebens zu 
ermöglichen heißt auch, gesellschaftliche Strukturen im Sinne einer Revolution der Alltagskultur zu 
verändern. Dies erfordert etwa den Abschied von weiblichen

 

und männlichen Berufsbildern oder 
eine gleichberechtigte Aufgabenteilung in Familie und Haushalt. 
   Den Vorstellungen vieler Frauen bezüglich Berufstätigkeit und Lebensplanung steht eine männlich 
geprägte Erwerbswelt entgegen mit ihren starren Karrierewegen, Hierarchien sowie der üblichen 
Opferung des Privatlebens zugunsten des Berufs. Viele Frauen fordern hingegen Raum für ein 

gleichberechtigtes Leben neben der Erwerbsarbeit ein, ohne dabei auf einen Aufstieg im Beruf 
verzichten zu wollen. Wo diesen Forderungen entsprochen wird, entstehen durch alternative Modelle 
der Arbeitsorganisation nicht nur neue Lebenschancen für Frauen und Männer, sondern auch neue 
Arbeitsplätze.  

4. Einwanderung sozial gestalten 
Menschen unterschiedlichster ethnischer und geographischer Herkunft sind seit langem fester 
Bestandteil unserer Gesellschaft. Wie alle anderen Menschen haben sie ein Recht auf ein selbst 
bestimmtes Leben, auf Erwerbsarbeit, soziale Sicherheit sowie kulturelle und politische Teilhabe. 
   Wir setzen uns ein für die Wiederherstellung des Grundrechts auf Asyl, für die uneingeschränkte 
Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention und die uneingeschränkte Umsetzung der UN-
Kinderrechtskonvention, für die Abschaffung der Abschiebehaft und des entwürdigenden 
Asylbewerberleistungsgesetzes. 
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   Die Qualität einer demokratischen Gesellschaft bemisst sich auch an ihrer alltäglichen Fähigkeit, 
Menschen unterschiedlicher Herkunft und unterschiedlicher kultureller Prägung einzubeziehen und an 
ihren gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Prozessen zu beteiligen.  

Rassismus und Ausländerfeindlichkeit haben in einer demokratischen Gesellschaft keinen Platz. Sie 
müssen entschieden bekämpft werden. Gerade in Krisenzeiten bieten Nationalismus und Ausgrenzung 
für Viele eine vermeintliche Antwort auf Sozialabbau und Massenarbeitslosigkeit. Wir wenden uns 
entschieden gegen alle politischen Kräfte, die ethnische und religiöse Minderheiten in der 
Bundesrepublik zu Sündenböcken machen wollen oder diesem Denken durch eine verfehlte 
Wirtschafts- und Sozialpolitik und den Abbau politischer Teilhaberechte den Boden bereiten. 
Rassismus und Ausländerfeindlichkeit zerstören die Möglichkeit der Entfaltung von Solidarität und 
damit den Aufbau einer sozial gerechten Gesellschaft. Sie fördern die Spaltung der Gesellschaft 
insbesondere der arbeitenden Bevölkerung und forcieren damit den Verfall von Sozialstandards.  

Diskriminierungen jeglicher Art, insbesondere auch juristische Diskriminierungen durch so genannte 
Sonderbehandlungen im Rahmen des Ausländerrechts und des Arbeitserlaubnisrechts, müssen 
aufgehoben werden. Wer an solchen ausländerrechtlichen Diskriminierungen festhält, erleichtert auch 
andere gesellschaftliche Diskriminierungen. Die Behördenpraxis kurzfristiger Duldungen und 
ungewisser Verlängerungen befristeter Bleiberechte und Aufenthaltsgenehmigungen, verbunden mit 
Auflagen und Einschränkungen bis hin zur Beschränkung des Aufenthaltsrechts auf bestimmte Gebiete 
innerhalb Deutschlands, ist entwürdigend.  

Eine erfolgreiche Politik gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit und für die Rechte von 
Flüchtlingen und Migranten erfordert das Mitwirken der Betroffenen in unserer Gesellschaft. Dies 
schließt etwa ein, dass unentgeltliche Sprachkurse sowie Schul- oder Kindergartenplätze angeboten 
und von den Betroffenen auch genutzt werden.  

E. Bildung und Wissen  

1. Qualifizierte Bildung und Ausbildung für alle 
Die gegenwärtige Schul- und Bildungspolitik hat den Kurs auf Chancengleichheit und Förderung von 
Kindern und Jugendlichen aus allen gesellschaftlichen Schichten verlassen. Nicht mehr soziale 
Integration und Fördern stehen im Mittelpunkt, sondern zunehmend hat Schule die Aufgabe einer 
frühzeitigen Selektion der Schüler. Die Instrumente dieser Selektion ist das drei gegliederte 
Schulsystem, sind Einheitsprüfungen, die Verkürzung der Schulzeit, die Auflösung von Kleinstschulen 
oder die Verdrängung der geisteswissenschaftlichen Fächer. Bildungs- und Ausbildungsziele werden 
weitgehend an die Anforderungen der beruflichen und industriellen Verwertbarkeit von 
Wissenskompetenz ausgerichtet. Schul- und Bildungspolitik werden zunehmend in den Zentralen der 
Arbeitgeberverbände gestaltet.  

Bildung ist eine zentrale gesellschaftliche Aufgabe. Sie ist eine wesentliche Voraussetzung für eine 
humane, soziale und weltoffene Entwicklung des Menschen. Auch für den Erhalt und die 
Weiterentwicklung sozialer und demokratischer Strukturen und Prozesse ist Bildung unerlässlich und 
muss für alle Menschen möglich sein. 
Wir setzen uns deshalb für ein öffentliches und demokratisches Bildungssystem ein, das soziale 
Schranken überwindet und allen Menschen den gleichen Zugang zu Schulen, Hochschulen und 
anderen Bildungseinrichtungen eröffnet.  

Wir brauchen flächendeckend professionell betreute Ganztageseinrichtungen für Kinder. Wir brauchen 
Ganztagsschulen mit ausreichend pädagogisches und fachlich qualifiziertes Personal. Wir brauchen 
kleinere Lerngruppen und insgesamt mehr Personal und mehr Geld für KITAS, Schulen und 
Hochschulen. Wir müssen möglichst langes gemeinsames Lernen und Fördern organisieren. 
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Insbesondere Kinder mit Sprachschwierigkeiten oder aus schwierigen Sozialmilieus müssen frühzeitig 
gefördert werden. 
   Das Bildungswesen muss durchlässig und ohne Sackgassen sein. Die Weiterbildung für 
Erwerbstätige muss ausgebaut und verbessert werden. Wir fordern ein Weiterbildungsgesetz, das 
entsprechend der Ansprüche der Beschäftigten ausgestaltet ist und die Beteiligung der Arbeitgeber an 
der Finanzierung der Weiterbildung regelt. 
   Die Partei SG NRW will Chancengleichheit und hochwertige Bildung und Ausbildung für alle. Die 
Bildungsinhalte dürfen nicht nur auf die Qualifizierung für den Arbeitsmarkt gerichtet sein, sondern 
müssen umfassende soziale, politische und kulturelle Kompetenzen vermitteln und die 
Persönlichkeitsbildung fördern. Demokratie muss gelernt werden. Das Bildungswesen ist eine 
öffentliche Aufgabe und muss aus Steuermitteln finanziert werden. Wenn Bildung und Forschung ihren 
Aufgaben gerecht werden sollen, müssen die Aufwendungen für diesen Bereich wesentlich erhöht 
werden.  

Unsere Schulen müssen fachlich-personell wie materiell deutlich besser ausgestattet werden als 
bislang. Um ästhetisch motivierende Lernumgebungen zu schaffen und umfassende Lernanregungen 
zu geben, ist eine materielle und räumliche Ausstattung von Schulen, vorschulischen Einrichtungen und 
Hochschulen erforderlich, die pädagogisches Arbeiten produktiv unterstützt. Die uneingeschränkte 
Lernmittelfreiheit muss hergestellt werden. 
   Bildung und Wissenschaft stehen in gesellschaftlicher Verantwortung. Über Bildungsziele muss 
demokratisch entschieden werden, Bildungseinrichtungen unterliegen staatlicher Kontrolle. Wir lehnen 
die Privatisierung von Bildungseinrichtungen und kosten ab  
   Durch eine Umlagefinanzierung der beruflichen Bildung (Ausbildungsabgabe) ist für ein 
flächendeckendes und auswahlfähiges Angebot an qualifizierten Ausbildungsplätzen und für eine 
gerechte Verteilung von Ausbildungskosten zu sorgen. Wir wenden uns gegen Studiengebühren und 
fordern eine ausreichende Ausbildungsförderung ohne Rückzahlungsverpflichtung, um auch Kindern 
aus ärmeren Familien weiterführende Bildung und Hochschulausbildung zu ermöglichen.  

2. Informationen und Wissen demokratisieren 
Der Zugang zu Informationen und Medien vermittelte Kommunikation spielen eine entscheidende Rolle 
für die gesellschaftliche Teilhabe und demokratische Mitwirkungsmöglichkeiten der Menschen. Dabei 
entwickelt sich das Internet immer mehr zur entscheidenden Plattform. Zunehmend versuchen große 
kapitalistische Unternehmen, den Zugang der Allgemeinheit zum Wissensbestand der Menschheit und 
zu den Produkten wissenschaftlicher und künstlerischer Tätigkeit zu beschränken, um damit Geld zu 
verdienen. Die Partei SG NRW will, dass Daten, Texte und andere Quellen für Bildung und 
Wissenschaft, für politische und gemeinnützige Tätigkeiten allgemein, frei und unentgeltlich zugänglich 
sind. Es ist eine entscheidende Bedingung für Demokratie, dass alle Menschen die heutigen 
informationstechnischen Möglichkeiten nutzen können. Deswegen fordern wir einen kostenlosen 
Zugang zu Computern und zum Internet in Bibliotheken und anderen öffentlichen Einrichtungen. Zensur 
im Internet lehnen wir ab.  

Wir fordern ein wirksames Informationsfreiheitsgesetz. Die Bürgerinnen und Bürger haben einen 
Anspruch auf umfassende Information über das Verwaltungshandeln und die Entscheidungsgrundlagen 
der Politik. Zugleich haben sie ein Recht auf Selbstbestimmung und Auskunft in Bezug auf 
personenbezogene Daten, die über sie erfasst worden sind. Daher fordern wir eine Meldepflicht aller 
behördlich erhobenen personenbezogenen Daten gegenüber den zuständigen 
Datenschutzbeauftragten und deren Auskunftspflicht gegenüber allen Bürgerinnen und Bürgern.  

Wir wollen Wissenschaft und Forschung in gesellschaftlicher Verantwortung und unter demokratischer 
Kontrolle und lehnen ihre zunehmende Privatisierung ab. Hochschulen und Forschungsinstitute müssen 
ausreichende öffentliche Finanzmittel bekommen und dürfen nicht von Drittmitteln finanzkräftiger 
Auftraggeber abhängig sein. Die Partei SG NRW setzt sich für die Förderung freier Software ein, deren 
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Code offen zugänglich ist (Open Source) und die frei weitergegeben und weiterentwickelt werden darf. 
Öffentliche Einrichtungen sollten schrittweise auf die Nutzung freier Software umgestellt werden. Die 
Patentierung von Software lehnen wir ab. Sie nützt nur großen Softwareunternehmen und beschränkt in 
nicht akzeptabler Weise die Verwendungs- und Innovationsmöglichkeiten privater Nutzerinnen und 
Nutzer sowie kleinerer Unternehmen.  

Patente auf Gene von Lebewesen oder Teilen von Lebewesen, insbesondere aber von Menschen, 
dürfen nicht zulässig sein. Damit wird nicht nur die weitere Forschung behindert, sondern auch der 
Zugang zu medizinischen und landwirtschaftlichen Ressourcen eingeschränkt und verteuert. 
   Der Anteil geistiger, wissenschaftlicher und künstlerisch kreativer Tätigkeiten an der Gesamtarbeit 
nimmt zu. An die Arbeitenden werden in diesem Bereich in besonderem Maße 
Flexibilitätsanforderungen gerichtet, viele sind als so genannte Freie selbstständig tätig. Wir wollen ihre 
Stellung und ihre bisher oft mangelnde soziale Absicherung stärken. Dabei sind die 
Verwertungsunternehmen verstärkt zur Finanzierung heranzuziehen. Im Urheberrecht wollen wir die 
Rechte der Urheberinnen und Urheber gegenüber den Verwertungsunternehmen stärken. Zugleich 
sollen die Nutzungsmöglichkeiten von Werken für nichtkommerzielle Zwecke so wenig wie möglich 
beschränkt werden.   

Das System der Pauschalentgelte über öffentlich-rechtliche Verwertungsgesellschaften ist zu stärken. 
Das Recht auf private Kopien von Medienprodukten und ihre nichtkommerzielle Nutzung und 
Weitergabe muss gewährleistet werden und darf nicht durch technische 
Maßnahmen verhindert werden. 
   Die Partei SG NRW setzt sich für eine demokratische Medienöffentlichkeit ein. Politische und 
gesellschaftliche Prozesse müssen unabhängig von der Einflussnahme finanzkräftiger und mächtiger 
Interessengruppen für alle Menschen transparent und verständlich gemacht werden. 
   Die Öffentlichkeit in Deutschland wird in wachsendem Maße von privatkapitalistischen 
Medienkonzernen geprägt, die wiederum dem Einfluss finanzkräftiger Werbekunden unterliegen. Sie 
transportieren überwiegend die Interessen und Sichtweisen der wirtschaftlich und politisch Mächtigen. 
Dies spielte und spielt eine wichtige Rolle für die Verbreitung und Vorherrschaft neoliberaler Ideologie.  

In den öffentlich-rechtlichen und den privaten Medien müssen Pluralität und innere Pressefreiheit der 
Redaktionen gestärkt werden. In allen Rundfunk- und Fernsehsendern müssen demokratisch 
zusammengesetzte Gremien über die Programminhalte mitbestimmen, in denen die gesellschaftlich 
relevanten Gruppen repräsentiert sind. Wir fordern, die öffentlich-rechtlichen Medien zu stärken, auch 
durch eine Finanzierung aus Steuermitteln. Private Medienmacht und Konzentration sind schärfer zu 
begrenzen und zu kontrollieren.  

F. Wirtschaft und Lebensweise ökologisch umbauen  

1. Zukunftsfähige Wirtschaft 
Beschäftigung schaffendes wirtschaftliches Wachstum muss keineswegs mit wachsendem Ausstoß von 
Schadstoffen oder einem wachsenden Verbrauch von nicht regenerierbaren Rohstoffen oder 
Energieträgern verbunden sein. Ressourcen sparende technische Innovationen, 
betriebswirtschaftliches Kostendenken bei steigenden Preisen natürlicher Ressourcen und die 
Entwicklung in Richtung einer Dienstleistungs-, Wissens- und Informationsgesellschaft ermöglichen es 
immer mehr, wirtschaftliches Wachstum vom Verbrauch natürlicher Ressourcen zu entkoppeln. 
   Die gegenwärtige Wirtschafts- und Lebensweise ist ökologisch nicht zukunftsfähig. Die entwickelten 
Länder müssen ihren Ausstoß an Treibhausgasen und damit ihren Verbrauch an Öl, Kohle und Gas 
drastisch reduzieren. Wir brauchen erhebliche Energieeinsparungen und einen Umstieg auf 
erneuerbare Energieträger. Zugleich muss der Ausstieg aus der Atomenergie beschleunigt werden. Die 
Energieversorgung der Zukunft wird größtenteils auf Sonnenenergie beruhen. Dies muss schon heute 
entschieden vorangetrieben werden, auch durch große internationale Kooperationsprojekte. Damit wird 
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vielen internationalen Auseinandersetzungen und Kriegen um Ressourcen die Grundlage entzogen.  

Um diese Ziele zu erreichen, müssen die gesamten Stoff- und Verkehrsströme und der Ausstoß von 
Schadstoffen reduziert werden. Für Atomausstieg und solare Energiewende, für eine Chemiewende 
und eine ökologische Abfall- und Kreislaufwirtschaft, für den Umstieg auf öffentliche Verkehrssysteme 
und den Verkehr mindernden Umbau der Siedlungsstrukturen, für Naturschutz, ökologischen Landbau 
und intelligente ökonomischökologische Regionalisierungsstrategien brauchen wir eine gezielte und 
aktive Politik des ökologischen Umbaus der Industriegesellschaft.  

Damit privatwirtschaftliche Betriebe ihre Anstrengungen zur Einsparung natürlicher Ressourcen 
verstärken, müssen die Kosten für Rohstoffe und nicht erneuerbare Energie steigen und die Kosten für 
erneuerbare Energie und für umweltverträglichere Produktionstechniken und Verkehrsmittel gesenkt 
werden. Dies wollen wir durch eine ökologische Steuerreform, mit der der Verbrauch natürlicher 
Ressourcen verteuert wird, die gezielte Förderung regenerativer Energien und Techniken sowie ein 
ökologisch ausgerichtetes Zukunftsinvestitionsprogramm erreichen. 
   Die Besteuerung des Ressourcenverbrauchs ist nicht nur aus wirtschaftlichen und ökologischen 
Gründen notwendig, sie ist auch in höchstem Maße gerecht, denn auf die Nutzung der natürlichen 
Ressourcen haben alle Menschen, die heute wie zukünftig lebenden, dasselbe Anrecht. Ihre Nutzung 
zum Zwecke der Gewinnerwirtschaftung kann daher nicht frei sein.  

Von besonderer Bedeutung ist die Verbindung mit einem groß angelegten öffentlichen 
Zukunftsinvestitionsprogramm. Nur so können die großen Potenziale des ökologischen Umbaus für 
mehr und zukunftssichere Beschäftigung verwirklicht werden. Nur so kann erreicht werden, dass das 
mit einem ökologischen Umbau auch verbundene Schrumpfen bestimmter Produktionen nicht zu 
regionalen und sozialen Krisen führt.  

2. Umweltschutz verstärken 
Wir streben die staatliche Unterstützung von Forschungsprojekten im Rahmen der 
Technologiefolgenabschätzung sowie die Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
bezüglich ökologisch nachhaltiger Produkt- und Prozessinnovationen an. Wir müssen zu einer Strategie 
des konstruktiven Umweltschutzes übergehen, das heißt, schon in der Konstruktions- und 
Planungsphase müssen möglichst alle ökologischen Wirkungen und Folgewirkungen von Produkt- oder 
Prozessinnovation berücksichtigt werden. Der gesamte Lebenszyklus eines Produktes muss 
Gegenstand (auch) staatlicher Innovationsförderung und entsprechender Forschung und Entwicklung 
sein. Staatliche Förderprogramme zur Erforschung und Entwicklung sowie zur Markteinführung 
regenerativer Energiesysteme müssen massiv verstärkt werden (thermische und photovoltaische 
Sonnenkollektoren, Brennstoffzellen, Wasserstoffnutzung, Windkraft, Erdwärme, Wasser- und 
Wellenkraft, Biomasse etc.). Das Instrumentarium reicht hier von Steuerbefreiungen bis hin zu direkter 
Subventionierung ökologisch nachhaltiger Produkte und Produktionsprozesse, umfasst aber auch die 
sukzessive Streichung von ökologisch schädlichen Subventionen.  

In der Energiewirtschaft ist der Wettbewerb auf das Ziel einer fortschreitenden Einsparung und 
regenerativen Erzeugung von Energien auszurichten. Wir fordern als Grundlage dafür die 
Vergesellschaftung der Netze unter Beteiligung von Bund, Ländern und Gemeinden, die von vielen 
Kommunen, Stadtwerken und Ökostromanbietern schon lange Zeit gefordert wird. 
   Ein verstärktes staatliches Engagement ist auch bei der Konzipierung und dem Ausbau eines 
energiesparenden öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs erforderlich. Bei der Bahn müssen 
Pünktlichkeit und verlässliche Anschlüsse in einem möglichst flächendeckenden Netz Vorrang haben. 
Der Bund muss Mehrheitseigner der Bahn bleiben, insbesondere auf das Netz muss der Staat 
bestimmenden Einfluss haben. In diesem Zusammenhang lehnen wir auch die Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen in den Bereichen Verkehr, Energie, Wasser und Abfall entschieden ab. 
Kommunale Flächennutzungs- und Siedlungspläne müssen den ökologischen Anforderungen 
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Rechnung tragen. Die Siedlungsstrukturen und unser Städtebau sind so auszurichten, dass 
vermeidbarer Verkehr reduziert wird. Böden sind eine entscheidende und unersetzbare 
Lebensgrundlage. Sie sind sparsam zu nutzen, Eigentums- und Nutzungsrechte sind sozial zu 
gestalten. Wir wenden uns gegen eine Privatisierung der Staatsforste.  

Ökologische Lenkungssteuern oder öffentliche Förderprogramme und Investitionen können in vielen 
Bereichen notwendige Ge- und Verbote nicht ersetzen. Die Produktion bestimmter Stoffe (wie z.B. 
Weichmacher und bestimmte Chlorprodukte) sowie bestimmte Produktionsprozesse (Erzeugung von 
Elektrizität durch Atomkraftwerke, Fischfang mit zu engmaschigen Netzen etc.) können damit nicht 
verhindert werden. Hier helfen nur sachgerechte, genau spezifizierte Verbote.  

3. Ökologisierung der Landwirtschaft 
Dreiviertel der Landesfläche Nordrhein Westfalen werden land- und forstwirtschaftlich genutzt. In den 
ländlichen Räumen leben ein drittel der nordrhein-westfälischen Bevölkerung, und verfügen über viele 
Entwicklungspotentiale mit entsprechend großer Wirtschaftskraft. Momentan werden in den 
landwirtschaftlichen Betrieben Nordrhein Westfalens rund 70 % des Umsatzes aus der Vermarktung 
der tierischen Erzeugnisse wie Milch, Fleisch und Eiern erzeugt.  

Bei der Viehzählung 2006 wurden in Nordrhein Westfalen rund 6,1 Millionen Schweine, 1,3 Millionen 
Rinder davon 360000 Milchkühe und annähernd 200000 Schafe ermittelt. Die Massentierhaltung wird 
zunehmend professionalisiert und von einigen wenigen industriellen Landwirtschaftlichen Betrieben 
forciert. Im Vordergrund steht dabei die Gewinnmaxime. Erschwerend kommt hinzu das dadurch 
bedingt ein enormer Bedarf von Anbauflächen für Getreide, Mais, Rüben etc. besteht die als Tierfutter 
benötigt werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Quantität und nicht die Qualität im 
Vordergrund steht und der Einsatz von chemisch-synthetischen Pflanzenschutz- und Düngemittel aufs 
maximale ausgeschöpft werden. 
Bäuerliche Betriebe müssen zunehmend den immer größer werdenden industriell geführten 
Landwirtschaftsbetrieben weichen.   

Nach EU-Verordnung Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung des 
ländlichen Raums der Europäischen Agrarpolitik fördert die Europäische Union mit 292 Millionen Euro 
die Land 

 

und Forstwirtschaft des Landes Nordrhein Westfalen. Dieses Geld wird überwiegend zu 
Gunsten der großen industriell geführten Betriebe genutzt. Wir von der Partei SG-NRW halten diesen 
Weg für falsch. 
Die Partei SG-NRW setzt eher auf Stärkung der familiären bäuerlichen Betriebe und ökologischen 
Landbau mit dem Ziel, regionale hochwertige ökologische Produkte zur Verbesserung der 
Lebensqualität in unserem Lande herzustellen. Nordrhein Westfalen braucht die zahlreichen kleinen 
Bauernbetriebe und Nebenerwerbslandwirte, u. a. auch zur Erhaltung unserer schönen Landschaft. 
Zum Schutz von Trinkwasser, Boden und Klima und zur Vermeidung von Rückständen von chemisch-
synthetischen Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln sprechen wir uns ausdrücklich gegen 
Massentierzucht aus. 
Auch der Anbau von genmanipulierten Pflanzen bedarf einer genaueren Einzelfallüberprüfung, und 
sollte in Nordrhein Westfalen in der Regel untersagt werden. 
Die Partei SG-NRW ist der Garant das zum Wohle aller eine ausgewogene Land- und 
Forstwirtschaftspolitik, unter Einbeziehung der vielen kleineren Betrieben einhergehend mit der 
Steigerung der Lebensqualität in Nordrhein Westfalen, zukunftsweisend installiert wird.  

4. Tierschutz 
Das Tierschutzrecht ist erheblich zu verbessern. Die Tiere sind unsere Mitgeschöpfe und entsprechend 
wollen wir mit ihnen umgehen. Wir fordern ausnahmslos das Verbot aller Tierversuche.   
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Tierversuche sind grausam, unethisch und wissenschaftlich nur selten erforderlich. Tierversuche für 
Kosmetika und andere nicht medizinische Produkte sind zu verbieten. Lassen sich für die Zulassung 
eines Medikamentes Tierversuche nicht vermeiden, was eine Betriebs unabhängige wissenschaftliche 
Ethikkommission im Einzelfall zu entscheiden hat, muss die Firma einen angemessenen 
Schadensersatz an die Familie, d.h. in diesem Fall der Tierwelt, zahlen. Die Höhe der Summe legt die 
Ethikkommission fest und bestimmt zudem den gemeinnützigen Empfänger, der dieses Geld als 
Spende zur Erhaltung Art geschützter Tiere bzw. den Erhalt der Artenvielfalt erhält. Über Tierversuche 
zu rein wissenschaftlichen Zwecken, z.B. Ausbildung von Medizinern, der Arterhaltung oder 
Seuchenvorbeugung, die nur an gemeinnützigen Einrichtungen bzw. staatlichen Universitäten 
durchgeführt werden dürfen, entscheidet ebenfalls eine Ethikkommission. Jegliche militärische Nutzung 
von Tieren ist zu verbieten.   

Wir fordern eine artgerechte Haltung von Tieren und den Schutz ihrer natürlichen Lebensräume. 
Vordringlich werden wir die Möglichkeit tierschutzrechtlicher Verbandsklagen anstreben.  

Das Verbot der Subventionierung von Lebendtiertransporten und grenzüberschreitenden 
Schlachttiertransporten muss durchgesetzt werden. Lebendtiertransporte zu Schlachtzwecken über 
einen Zeitraum von mehr als 4 Stunden müssen mit einer Tiertransportsteuer belegt werden, deren 
Einnahmen in ökologische Tierprojekte fließen. Ersatzweise und vorübergehend kann der Aufbau von 
Kühlketten subventioniert werden.  

5. Verbraucherschutz verbessern 
Der beste Verbraucherschutz ist eine Ökologisierung der Landwirtschaft und der ökologische Umbau 
der Industriegesellschaft insgesamt. Die Partei SG NRW tritt zudem ein für die verstärkte staatliche 
Förderung von Umwelt- und Verbraucherschutzorganisationen, ihrer Forschung, Konsumguttests und 
Publikationen. Alle Bürgerinnen und Bürger sollen uneingeschränkt Zugriff auf sämtliche 
Forschungsergebnisse aller staatlichen oder staatlich geförderten Forschungsinstitute sowie auf 
Informationsdatenbanken entsprechender Behörden haben. Alle vorhandenen oder neu 
hinzukommenden chemischen Substanzen, alle genmanipulierten Lebewesen samt ihrer Produkte 
(Insulin etc.) und alle Strahlung, Lärm oder sonstige mögliche Gefahrenquellen emittierenden 
technischen Geräte müssen von unabhängigen Forschungsinstituten auf Kosten der Herstellerfirmen 
dieser Substanzen und Produkte auf humanmedizinische und ökologische Verträglichkeit und 
Unbedenklichkeit geprüft werden.   

III. Eine neue soziale Kraft  

Unsere Gesellschaft braucht eine grundlegende Erneuerung. Dafür ist unser Engagement gefragt, sich 
aktiv an der Umgestaltung zu beteiligen. Zu den Voraussetzungen dieser Erneuerung gehört zudem 
eine breite Aufklärung über die tatsächlichen Probleme und ihre Ursachen und über soziale Alternativen 
 gegen die neoliberale Propaganda von Unternehmerverbänden, Politikern und Medien. 

   Durch den Neoliberalismus wird der Sozialstaat zerschlagen. Die Armen müssen verzichten, damit 
die Reichen noch reicher werden. 
   Wir streben ein breites Bündnis mit allen Menschen an, die mit uns in dem Gedanken geeint sind - 
eine andere Politik ist möglich und machbar. Der Ausgangspunkt für eine andere Politik sind vielfältige 
Aktivitäten von Initiativen und Bewegungen, Gewerkschaften und Sozialverbänden, 
Frauenorganisationen, kirchlichen und globalisierungskritischen Gruppen, Umweltverbänden und 
anderen, die die Interessen der Menschen an einer anderen Politik zum Ausdruck bringen. Darauf 
wollen wir aufbauen, sie wollen wir stärken.  

Ob außerhalb oder innerhalb des Parlaments: Die Aufgabe besteht darin, die gesellschaftlichen und 
politischen Kräfteverhältnisse zu verändern zugunsten der abhängig Arbeitenden und sozial 
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Benachteiligten, aber auch der kleinen Unternehmen und Selbständigen, die unter der Schwäche der 
Massenkaufkraft und der Stärkung der Konzerne leiden. 
   Die Partei SG-NRW versteht sich als Vertreter für Menschen unterschiedlicher politischer und sozialer 
Herkunft. Uns führt das gemeinsame Anliegen für eine gerechtere Gesellschaft zusammen. Dazu 
wollen wir eine neue Kultur der gegenseitigen Anerkennung und Rücksichtnahme auf unterschiedliche 
Grundüberzeugungen entwickeln, wie sie auch in außerparlamentarischen Bündnissen geübt wird. 
Unsere Einheit beruht auf gemeinsamen Interessen und Zielen.  

Wir wollen eine politische Praxis entwickeln, die unsere Positionen glaubwürdig zur Geltung bringt. Wir 
sind die Opposition gegen die herrschende, neoliberal bestimmte Politik. An einer Regierung in Land 
oder Bund werden wir uns nur dann beteiligen, wenn dies zu einem grundlegenden Politikwechsel in 
Richtung unserer Forderungen führt. Jede Zusammenarbeit mit neonazistischen und anderen 
rechtsgerichteten Parteien oder Gruppierungen lehnen wir entschieden ab. 
   Überall in Deutschland gibt es Wahlbündnisse, die eine andere Politik auch in die Stadt und 
Gemeinderäte einbringen. Wir bieten allen, die sich unseren Zielen verbunden fühlen, die Möglichkeit, 
sich politisch für soziale Alternativen einzusetzen 

 

Menschen, die außerparlamentarisch aktiv sind, die 
von den traditionellen Parteien enttäuscht oder die bisher nie politisch aktiv gewesen sind.  

Im Mittelpunkt steht die Bundespolitik. Hier werden die wichtigsten politischen Rahmenbedingungen 
und Weichenstellungen entschieden. Wir wollen eine starke Kraft aufbauen, die unsere Alternativen 
auch auf Bundesebene und im Bundestag politisch zur Geltung bringen kann. 
   Viele halten eine wahlpolitische Alternative für nötig. Im täglichen Leben wird sich zeigen, ob ein 
solches Projekt gelingt. Eine Veränderung im Land ist möglich 

 

gehen wir sie gemeinsam an. Die 
Chance für eine neue soziale Kraft besteht. 
Wir werden sie nutzen.  


